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b) Änderung der Tagesordnung 5 

Der Ausschuss kommt überein, die Reihenfolge der ursprüng-
lichen Tagesordnung zu ändern und TOP 6 – Stichwort „Daten-
bank“ – als TOP 2 aufzurufen. 

1 Vorstellung der Integrationsarbeit der Beauftragten für Kinderschutz 
und Kinderrechte des Landes Nordrhein-Westfalen 6 

– Gespräch mit der Landesbeauftragten für Kinderschutz und Kinderrechte 
Petra Ladenburger 
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– Wortbeiträge 
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In Verbindung mit: 
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 Maßnahmen für verlässliche Rückkehrverfahren (Bericht auf Wunsch 

der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5179 

– Wortbeiträge 

7 Aktueller Sachstand zu Zugängen, Zuweisungen, Unterbringung und 
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hier: Sitzungstermine Januar – Mai 2027 (Tischvorlage siehe Anlage 6) 

Im Ausschuss erhebt sich kein Widerspruch gegen die in der 
Tischvorlage vorgeschlagenen Sitzungstermine. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

a) Anschlag auf Fahrzeuge einer ABH 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) berichtet: 

Ich möchte zu Beginn auf WE-Meldungen hinweisen, die uns erreicht haben. In den 
frühen Morgenstunden, kurz vor 4 Uhr, sind vor dem Kreishaus des Rhein-Erft-Krei-
ses in Bergheim drei Fahrzeuge der kommunalen Ausländerbehörde in Flammen 
aufgegangen, bei drei weiteren Fahrzeugen der Kreisverwaltung wurden die Reifen 
zerstochen. Durch die brennenden Fahrzeuge entstand ein Schaden an der Fas-
sade und den Fenstern des Kreishauses. Personen kamen durch das Brandereignis 
zum Glück nicht zu Schaden. Hinweise zu Tatverdächtigen liegen noch nicht vor. 
Die polizeilichen Ermittlungen laufen unter Einbeziehung des Staatsschutzes beim 
Polizeipräsidium Köln. 

Weil wir hier heute als Ausschuss tagen, finde ich es richtig, das direkt anzuspre-
chen. Ich will an dieser Stelle ganz klar sagen, dass Angriffe auf Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes oder auf Einrichtungen, in denen diese Menschen arbeiten, 
nicht hinnehmbar sind. Ich möchte den Beschäftigten in der Kreisverwaltung des 
Rhein-Erft-Kreises, insbesondere jenen der kommunalen Ausländerbehörde, meine 
Solidarität aussprechen. Ich glaube, wir alle hier wissen, was für eine anspruchs-
volle Arbeit dort jeden Tag geleistet wird. Insbesondere diejenigen, die an der 
Schnittstelle von Migration und Integration tätig sind, erleben häufig hohe Arbeits-
belastungen und stehen nicht selten im Fokus gesellschaftlicher Debatten. Deshalb 
war es mir wichtig, das zu benennen, meine Solidarität auszudrücken und deutlich 
zu machen, dass solche Taten nicht hinnehmbar sind. 

Meine Fachabteilung steht im Austausch mit der Ausländerbehörde. Herr Staats-
sekretär Lorenz Bahr hat bereits Kontakt mit dem Landrat aufgenommen, mit ihm 
telefoniert. Ich war parallel in der Pressekonferenz zum Thema „Antisemitismus“ 
und konnte es leider nicht selbst machen, aber Lorenz Bahr hat wie gesagt das 
Telefonat übernommen. 

Volkan Baran (SPD) geht davon aus, für den Großteil des Ausschusses sprechen zu 
können, wenn er den von dem Anschlag Betroffenen Solidarität bekunde. Derartige 
Vorfälle dürften keinesfalls einfach kommentarlos hingenommen werden. 

b) Änderung der Tagesordnung 

Der Ausschuss kommt überein, die Reihenfolge der ursprüng-
lichen Tagesordnung zu ändern und TOP 6 – Stichwort „Daten-
bank“ – als TOP 2 aufzurufen. 
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1 Vorstellung der Integrationsarbeit der Beauftragten für Kinderschutz und 

Kinderrechte des Landes Nordrhein-Westfalen 

– Gespräch mit der Landesbeauftragten für Kinderschutz und Kinderrechte Petra 
Ladenburger 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich freue mich, heute die Landeskinderschutzbeauf-
tragte Petra Ladenburger und ihren Referenten Henning Severin begrüßen zu dürfen. 
Frau Ladenburger hat zugesagt, hier ihre Arbeit und sich selbst vorzustellen und dabei 
insbesondere auf die Chancen und Herausforderungen der Integrationsarbeit einzu-
gehen. 

Landesbeauftragte für Kinderschutz und Kinderrechte Petra Ladenburger: Vie-
len herzlichen Dank für die freundliche Begrüßung und vor allen Dingen für die Einla-
dung in den Ausschuss. Ich freue mich sehr, hier heute meine Person und meine künf-
tige Arbeit vorstellen zu können. Da ich noch relativ neu im Amt bin, fange ich mit der 
Vorstellung meiner Person und meines fachlichen Hintergrunds für das Amt der Be-
auftragten für Kinderschutz und Kinderrechte an. 

Ich bin seit Mitte Februar dieses Jahres im Amt. Von Haus aus bin ich Rechtsanwältin, 
in den 34 Jahren davor war ich in Köln als Fachanwältin für Familienrecht tätig. Ich 
habe also viel im Bereich des Familienrechts gemacht, in den letzten Jahren war es 
schwerpunktmäßig die Vertretung von erwachsenen Betroffenen von Gewalt und von 
Kindern in Kinderschutzverfahren. Ein weiterer anwaltlicher Schwerpunkt meiner Ar-
beit war es, Betroffene von sexualisierter Gewalt vor bzw. in Strafverfahren zu vertre-
ten, auch da habe ich Kinder, Jugendliche und Erwachsene vertreten. Es ging um die 
Begleitung bei Strafverfahren, aber auch um damit verbundene Fragestellungen: Wie 
soll Anzeige erstattet werden? Was kommt da auf mich zu? 

Zur anwaltlichen Arbeit im weitesten Sinne gehörte auch, dass ich in den letzten Jah-
ren gemeinsam mit einer Kollegin für verschiedene Organisationen Ansprechperson 
im Kontext der sexualisierten Gewalt gewesen bin; das waren externe Ansprechstel-
len, unter anderem beim Landessportbund, oder die Anlaufstelle gegen Gewalt im 
Leistungssport. Auch im Hochschulbereich sind wir für Betroffene verschiedener Hoch-
schulen Ansprechpersonen gewesen. Das war der Bereich meiner klassischen anwalt-
lichen Arbeit. 

Darüber hinaus habe ich im Bereich „Kinderschutz“ einiges bei der Vernetzung mit der 
Praxis gemacht. Ich bin dort in der Ausbildungsarbeit tätig gewesen, habe Fachkräfte 
aus der Praxis aus- und fortgebildet. Ich habe Kinderschutzfachkräfte sowie Verfah-
rensbeistände ausgebildet und Einrichtungen hinsichtlich der Entwicklung von Schutz-
konzepten und der Aufarbeitung von aktuellen oder auch Altfällen beraten. 

Das bringt mich zu einem weiteren Schwerpunkt, bei dem ich vor allen Dingen mit 
Gewaltbetroffenen bzw. entsprechenden Einrichtungen zu tun hatte. Ich bin in ver-
schiedenen Aufarbeitungsprojekten tätig gewesen und habe an Untersuchungen mit-
gearbeitet, die sich vor allen Dingen mit sexualisierter Gewalt befasst haben. Da es 
aber häufig auch um Schulen bzw. Internate ging, drehte es sich häufig auch um 
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psychische und um körperliche Gewalt, die ja untrennbar miteinander verbunden sind. 
In diesem Zusammenhang habe ich einerseits Untersuchungen bzw. Studien mit 
durchgeführt und andererseits an der Entwicklung von Standards für Aufarbeitungen 
mitgearbeitet. Es gab eine Zusammenarbeit mit der unabhängigen Aufarbeitungskom-
mission des Bundes, aber auch mit der Landeskommission zur Aufarbeitung hier in 
Nordrhein-Westfalen, die im vergangenen Jahr eingesetzt wurde. Auch da haben wir 
uns mit der Entwicklung von Standards für die Aufarbeitung beschäftigt. 

Ich habe im Auftrag der unabhängigen Aufarbeitungskommission des Bundes Anhö-
rungen von Betroffenen sexualisierter Gewalt durchgeführt und in diesem Zusammen-
hang mit ungefähr 300 Betroffenen gesprochen, die Gewalterfahrungen in ganz unter-
schiedlichen Kontexten gemacht haben. Ich sage sehr bewusst „Gewalterfahrungen“, 
weil das Thema der Kommission zwar die sexualisierte Gewalt ist, das aber eine Ge-
waltform ist, die selten isoliert, sondern häufig im Zusammenhang mit verschiedenen 
anderen Gewaltformen auftritt. Die Personen, mit denen ich dort gesprochen habe, 
kommen aus einem sehr weiten Altersspektrum, das von Jugendlichen bis zu über 80-
jährigen reicht. Es waren Personen aus allen gesellschaftlichen Bereichen und aus 
allen institutionellen Kontexten dabei. Ich bringe in meine Arbeit also sehr viel aus der 
Betroffenenperspektive mit ein. 

Ich bin gut vernetzt in der Wissenschaft, weil ich in den letzten 15 Jahren an der Tech-
nischen Hochschule Köln in der für Soziale Arbeit zuständigen Fakultät als Lehrkraft 
gearbeitet habe. Ich habe dort zu den Feldern gelehrt, in denen ich auch praktisch 
gearbeitet habe, nämlich Familien- bzw. Kinder- und Jugendhilferecht sowie Gewalt-
schutz. Ich bin an der Hochschule auch Beauftragte für den Umgang mit Fällen sexu-
alisierter Gewalt gewesen. 

Quasi über der Arbeit stand meine Tätigkeit in verschiedenen Fachgremien, weshalb 
ich so vernetzt bin. Ich bin von Ausschüssen des Landtags auch schon mehrfach als 
Sachverständige geladen worden. Das war mein erster Einblick in die Landespolitik. 
Ich bin wie gesagt seit Mitte Februar im Amt. Es ist ein neu geschaffenes Amt, und 
wahrscheinlich sind die Aufgaben noch nicht so bekannt. Da es aber wohl von Inte-
resse für Sie ist, wie ich sie ausfülle, würde ich das gerne etwas vorstellen. 

Die Aufgaben lassen sich im Grunde in sechs Bereiche strukturieren. Eine Aufgabe ist 
es, Kinderschutz und Kinderrechte zu einem gesamtgesellschaftlichen Thema zu ma-
chen. Ich bin Lobbyistin für Kinder und Jugendliche. In einem der ersten Gespräche, 
das ich geführt habe, mit einer Vertretung von Jugendverbänden, hatte ich abgefragt, 
was deren Erwartungen hinsichtlich meiner Rolle bzw. meiner künftigen Aufgaben 
seien. Ein Jugendvertreter hat es sehr prägnant auf den Punkt gebracht, indem er 
sagte: Wir wünschen uns, dass Sie die Fahne für uns hochhalten. – Ich finde, dass 
das eine sehr schöne Überschrift für meine Arbeit ist, nämlich den Kindern und Ju-
gendlichen eine Stimme in Politik und Praxis zu geben. 

Integration ist insofern ein Querschnittsthema, als dass ich mich für alle Kinder und 
Jugendlichen zuständig fühle, und damit natürlich auch für alle Kinder und Jugendli-
chen mit Integrationsbedarf. 
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Eine weitere konkrete Aufgabe ist es, dass ich Ansprechperson für Kinder und Jugend-
liche sowie ihre Eltern und ihre Interessenvertretungen bin, außerdem bin ich Lotsin 
im Hilfesystem. Ich bin zwar nicht dafür zuständig, konkrete Fälle zu lösen, aber dafür, 
weiter zu verweisen und Anfragen, die an mich herangetragen werden, zu bündeln. 
Außerdem gilt es, herauszukristallisieren, in welchem Bereich sich Anfragen häufen, 
wo sich strukturelle Probleme zeigen und was daraus abzuleiten ist. 

Eine andere Aufgabe besteht darin, zwischen Akteur*innen in den Themenfeldern 
„Kinderschutz“ und „Kinderrechte“ zu netzwerken. Ich bin eine Schnittstelle zwischen 
Wissenschaft, Praxis und Verwaltung, und dazu gehören explizit auch Stakeholder aus 
der Integrationsarbeit. Meine Aufgabe ist es, Expertise zu bündeln und einen handlungs-
feldübergreifenden Blick in die Netzwerksarbeit zu bringen. Ich erfrage, arbeite heraus, 
wo Bedarfe, wo Lösungsvorschläge sind, um diese dann auch sichtbar zu machen. 

Eine weitere Aufgabe ist es, Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche zu 
schaffen bzw. auszubauen, und zwar im Großen und im Kleinen. Im Kleinen geht es 
darum, welche Entscheidungen Kinder und Jugendliche mit treffen können und müs-
sen; im Großen geht es darum, welche Formate notwendig sind, damit Kinder und 
Jugendliche gehört werden. Auch hier ist mir besonders wichtig, dass ich für alle Kin-
der und Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen zuständig bin. Ich möchte den Blick auf 
Gruppen von Kindern und Jugendlichen richten, die keine oder nur eine kleine Lobby 
haben. Es geht mir auch darum, diesen Kindern und Jugendlichen Beteiligungsmög-
lichkeiten zu geben und sie ergänzend dazu zur Beteiligung zu befähigen. Das sollte 
im besten Fall eine Beteiligung sein, die nicht nur ein Lippenbekenntnis, ein Feigenblatt 
ist, sondern eine, die Kindern und Jugendlichen zeigt, dass das, was sie sagen, tat-
sächlich ernst genommen und im besten Fall auch umgesetzt wird. Das bezieht sich 
explizit auch auf Kinder und Jugendliche mit Migrations- bzw. Fluchtgeschichte. 

Eine weitere Aufgabe, die sich nicht direkt in meiner Amtsbezeichnung findet, besteht 
darin, Ansprechperson für bzw. Interessenvertreterin von erwachsenen Menschen zu 
sein, die in ihrer Kindheit Gewalt erfahren haben. Das ist der Blick zurück. Auch hier 
geht es mir darum, zu vernetzen und zu klären: Was für Betroffenengruppen gibt es? 
Wo gibt es keine organisierte Betroffenenstruktur? Was gibt es für Bedarfe? Wo gibt 
es praktische Probleme bei der Umsetzbarkeit, und wie kann man letztere im besten 
Fall politisch vorantreiben? 

Nun zur letzten Aufgabe, und dann bin ich mit meiner Vorstellung durch: Meine Auf-
gabe ist es auch, Impulse in die Politik zu geben, das bedeutet, mich zu Gesetzge-
bungsmaßnahmen bzw. -vorhaben zu verhalten, außerdem Vorhaben anzustoßen 
und eigene Forschungsaufträge zu vergeben. Auch vor diesem Hintergrund bin ich 
sehr dankbar für die heutige Einladung, denn Aufgabe von mir und meinem Team wird 
es zunächst sein, Verfahrenswege zu etablieren, sodass das gut gelingen kann. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von allen Fraktionen und dem Ministerium) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank, Frau Ladenburger. Sie haben zwei- oder 
dreimal gesagt, dass Sie für alle Kinder zuständig seien, die in Nordrhein-Westfalen 
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leben. Das ist auch der Grund dafür gewesen, Sie hier einzuladen, denn in Nordrhein-
Westfalen leben viele Kinder aus unterschiedlichen Ländern in unterschiedlichen Ver-
hältnissen. Der Integrationsausschuss beschäftigt sich mit einem Teil dieser Kinder, 
insbesondere immer wieder mit denjenigen, die in Unterbringungseinrichtungen sind, 
die vielleicht an Deutschkursen teilnehmen usw. Deswegen war es mir wichtig, dass 
Sie Ihre Arbeit dem Fachausschuss vorstellen; darüber hinaus geht das via Stream 
natürlich auch in die Community, die uns bei der Arbeit im Landtag zusieht. So wird 
auch dort bekannt, dass Sie eine Ansprechperson sind. Sie selbst haben deutlich ge-
macht, dass Sie für all diejenigen Ansprechperson sind, die Herausforderungen sehen, 
die vielleicht eine Lotsin oder Unterstützung brauchen. Deswegen ist es gut, dass Sie 
in dieser Breite vorgestellt bzw. dargelegt haben, was Ihre Aufgaben sind. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank, Frau Ladenburger. Es ist gut, dass Sie 
Integration für sich als Querschnittsthema benannt haben, und es freut mich wirklich 
sehr, dass Sie sich als Lobbyistin für diejenigen verstehen, die hier vor Ort keine di-
rekte Stimme haben. Ich glaube, dass das wichtiger denn je ist, weil viele Bedarfe auf 
dem Tisch liegen. 

Ich würde mich gerne auch künftig mit Ihnen zum Thema „Kinder in Flüchtlingsunter-
künften“ austauschen. Im Januar vergangenen Jahres gab es eine gute Anhörung in 
der Kinderschutzkommission, bei der von den Sachverständigen verschiedene Be-
darfe klar benannt wurden. Mich würde interessieren, ob Sie schon konkrete Maßnah-
men oder Zuständigkeitsfragen hinsichtlich des Kinderschutzes in Unterkünften in den 
Blick genommen haben. Diese Unterkünfte sind ja nicht gezielt auf Kinder ausgerich-
tet. Sind Sie in dieses Thema schon eingestiegen? Haben Sie da schon konkrete 
Punkte ausgemacht? 

Landesbeauftragte für Kinderschutz und Kinderrechte Petra Ladenburger: Ich 
beantworte Ihre Fragen im Hinblick auf mögliche andere Fragen in etwas allgemeine-
rer Art. Bei meiner gemeinsam mit Ministerin Schäffer im Februar abgehaltenen Auf-
taktpressekonferenz habe ich gesagt, dass ich es an den Beginn meiner Arbeit stellen 
möchte, zuzuhören, Themen zu sammeln, in die Vernetzung zu gehen. In den letzten 
Wochen habe ich mich vor allen Dingen damit beschäftigt, ein Team zusammenzustel-
len. Zum Glück mache ich diese Arbeit nicht allein, ich habe ein Team, das sich gerade 
erst gefunden hat bzw. noch findet. 

Ich hatte angekündigt, dass ich im Spätsommer, voraussichtlich im September, ein 
erstes Konzept, konkrete Ideen für die Arbeit vorstellen werde. An diesem Zeitplan 
möchte ich gerne festhalten und kann deshalb zum jetzigen Zeitpunkt noch keine kon-
kreten Angaben machen. 

Wichtig ist es mir wie gesagt, vor allem diejenigen Kinder und Jugendlichen in den 
Blick zu nehmen, die sonst eher nicht im Mittelpunkt des Interesses stehen. 

Peter Blumenrath (CDU): Frau Ladenburger, vielen Dank für Ihre einführenden Worte. 
Ich wollte eine ähnliche Frage stellen wie die Kollegin. Vielleicht ist es aber klug, Sie 
noch mal einzuladen, wenn Sie in Ihrem Amt richtig angekommen sind, sodass wir uns 
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über genau diese Themen austauschen können. Das hätten wir aber wahrscheinlich 
sowieso gemacht. In jedem Fall wünsche ich Ihnen an dieser Stelle Fortune und viel 
Erfolg bei Ihrer Tätigkeit. Danke, dass Sie mit uns im Austausch sind. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Liebe Frau Ladenburger, mir war es wichtig, 
mich persönlich kurz zu Wort zu melden, um zu sagen, dass mir das sichere und ge-
waltfreie Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen unheimlich am Herzen liegt. Wir 
beide standen ja schon mehrfach im Austausch dazu. 

Ich glaube, dass man für den Landtag insgesamt sagen kann, dass wir als demokrati-
sche Fraktionen in den letzten Jahren in Sachen Kinderschutz gemeinsam viel auf den 
Weg gebracht haben. Es gibt den Untersuchungsausschuss zum Kindesmissbrauch, 
die Kinderschutzkommission und die Stelle der Beauftragten für Kinderschutz und Kin-
derrechte. Das sind Meilensteine, um den Kinderschutz in Nordrhein-Westfalen zu 
stärken. Auch das Landeskinderschutzgesetz ist bundesweit vorbildhaft. 

Ich begrüße es sehr, dass Frau Ladenburger sich heute hier im Integrationsausschuss 
vorstellen konnte, weil es darum geht, alle Kinder in den Blick zu nehmen und für die 
Rechte aller Kinder zu sorgen. Ich möchte für das MKJFGFI betonen, dass wir diese 
Querschnittsaufgabe mitdenken; das ist der Vorteil dieses gesellschaftspolitischen Mi-
nisteriums: Wir können das Thema „Kinderschutz“ in den verschiedenen Abteilungen, 
die wir haben, jeweils mitdenken. 

Ich möchte es jetzt nicht zu breit machen, auf zu viele einzelne Aspekte eingehen, aber 
zwei Sachen kurz herausgreifen. Ein großes Thema für uns sind die besten Startchan-
cen für alle Kinder in der frühkindlichen Bildung. Herr Baran und ich haben vor Kurzem 
gemeinsam eine Kita in Dortmund besucht, wo sehr deutlich geworden ist, wie wichtig 
die frühkindliche Bildung für Kinder mit Migrations- bzw. Fluchtgeschichte ist, um für 
den weiteren Bildungserfolg gute Startchancen zu haben. 

(Volkan Baran [SPD]: Oh ja!) 

Ich will jetzt nicht zu sehr auf das KiBiz eingehen; das ist eine andere Diskussion, die 
in einem anderen Fachausschuss intensiv geführt wird. Ich möchte hier nur betonen, 
dass es auch für mich persönlich eine wichtige Motivation ist, für Startchancen für alle 
Kinder zu sorgen. 

Das andere Thema, das ich gerne herausgreifen möchte, ist das der geflüchteten Kin-
der. Wir alle wissen, dass Kinder und Jugendliche auf der Flucht zu den vulnerabelsten 
Personengruppen gehören und wir eine besondere Verantwortung haben, für ihren 
Schutz zu sorgen. Frau Gosewinkel hat zu Recht die Aufnahmeeinrichtungen ange-
sprochen. Frau Ladenburger und ich – das darf ich vielleicht verraten – haben uns 
schon darüber ausgetauscht, dass das Thema der geflüchteten Kinder für uns beide 
ein wichtiges ist. 

Ich kann an dieser Stelle schon sagen, dass wir gerade intensiv an der Weiterentwick-
lung des Landesgewaltschutzkonzepts arbeiten, was ja als Vorhaben im Koalitionsver-
trag vorgesehen ist. Wir werden dabei insbesondere die vulnerable Gruppe der Kinder 
und Jugendlichen in den Blick nehmen, weil ich Ihre Einschätzung teile, dass wir da 
genau hingucken müssen. Selbstverständlich werden Kinder und Jugendliche heute 
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schon mitgedacht, aber das heißt ja nicht, dass wir nicht noch besser werden könnten. 
Wir müssen diese Gruppe immer wieder in den Fokus rücken. Ich würde mich freuen, 
wenn wir das Anliegen teilen würden, beste Chancen für alle Kinder zu schaffen, Kin-
der und Jugendliche immer mitzudenken und im Blick zu haben – aber so verstehe ich 
das hier auch. 

Ich freue mich jedenfalls sehr, dass wir mit Frau Ladenburger eine wichtige Stimme für 
die Kinderrechte und den Kinderschutz in Nordrhein-Westfalen haben. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Frau Ministerin, herzlichen Dank für die Unterstreichung 
der Relevanz der Thematik. Es freut mich sehr, dass Sie das genauso sehen. Ergän-
zend möchte ich die Einrichtung einer Professur für Kinderschutz erwähnen – das 
Thema „Forschung“ wurde schon angesprochen –; das wurde von allen demokrati-
schen Parteien gemeinsam beantragt und wird aus dem Landeshaushalt finanziert. 
Wenn wir in den Wahlkreisen unterwegs sind, sehen wir den hohen Bedarf. Es gilt, 
diese Stellen in den Kommunen auch zu besetzen. Es braucht wissenschaftliche Lehre 
bzw. Studienplätze, damit es vor Ort qualifiziertes Personal gibt. 

Sie sagten – und das ist völlig berechtigt –, dass Sie Ihr Team aufstellten, ein Konzept 
erarbeiteten. Ich will die Gelegenheit nutzen, darauf hinzuweisen, dass im Mai eine 
UNICEF-Studie veröffentlicht worden ist, die Sie sicherlich auch kennen. Ich möchte 
auf Themen eingehen, die uns in der Vorbereitung im Kontext „Integration“ aufgefallen 
sind: die übermäßige Betroffenheit beim Mobbing, insbesondere von Mädchen mit 
Migrationshintergrund; das niedrige subjektive Wohlbefinden; die höhere Armutsge-
fährdung; die strukturell bedingte Nichtinanspruchnahme von Leistungen; die geringe-
ren Chancen auf einen Ganztagsplatz. Letzteres ist ein Thema, das uns landespoli-
tisch zum kommenden Schuljahr hin, wenn der gesetzlicher Anspruch gilt, sicherlich 
beschäftigen wird. Das gilt aber auch für das zweite, dritte und vierte Schuljahr, in 
denen der gesetzliche Anspruch momentan nicht greift. 

Das sind Punkte, die Sie alle kennen. Mir ist es wichtig, bei dieser Gelegenheit zu 
betonen, dass wir das im Blick haben. Ich würde mich freuen, wenn Sie wieder in den 
Ausschuss kommen würden, sobald Sie konkretere integrationspolitische Themen 
bzw. einen Maßnahmenkatalog haben. Ich fände es mit Blick auf den Austausch sehr 
begrüßenswert, wenn wir keinen Bericht beantragen müssten, sondern Sie dann als 
Gast wieder vor Ort wären. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Es scheint, dass es viel zu sagen gibt, aber das ist 
bei dem Thema ja auch richtig. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Das ist bei dem Thema absolut notwendig. – 
Ich wollte noch über die Kinderschutzprofessur informieren. Gut, dass Sie das benannt 
haben, weil das in der Tat ein wichtiges Vorhaben ist. Die Professur wird über das 
MKJFGFI finanziert, aber natürlich über den Wissenschaftsbereich besetzt. Die Stelle 
ist bei der Hochschule Düsseldorf ausgeschrieben. Das Besetzungsverfahren ist ein-
geleitet. Wir hoffen, dass im dritten Quartal dieses Jahres besetzt werden kann. Wir 
finden das deshalb so wichtig – das wurde gerade auch schon gesagt –, weil die 
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wissenschaftlichen Grundlagen entscheidend sind und wir uns weitere Impulse für das 
Thema „Kinderschutz“ erhoffen bzw. wünschen. 

Landesbeauftragte für Kinderschutz und Kinderrechte Petra Ladenburger: Ich 
möchte mich bedanken, dass Sie die Themenvielfalt angesprochen haben. Die habe 
ich in der Tat im Blick, finde sie aber auch etwas überwältigend. Ich bin für fünf Jahre 
beauftragt und um alle Themen gründlich zu bearbeiten, ist das ganz schön wenig Zeit. 
Deshalb wird es darum gehen, zu priorisieren, aber trotzdem alle Themen im Blick zu 
behalten. 

Die Kinderschutzprofessur ist mir natürlich bekannt; an der TH Köln hatten wir uns 
auch um diese Professur beworben. Ich warte auf die Besetzung und freue mich auf 
eine Zusammenarbeit im wissenschaftlichen Bereich. 

Kinder und Jugendliche mit Fluchthintergrund bzw. Migrationsgeschichte sind für mich 
nicht nur Thema im Bereich des Kinderschutzes – da ist es besonders wichtig; ich sehe 
die Probleme auch –, sondern auch im Bereich der Kinderrechte bzw. der Beteiligung. 
Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen ist nämlich oft nicht sonderlich inklusiv. 
Es sind häufig bestimmte Gruppen von Kindern und Jugendlichen, die bei Beteili-
gungsformaten wenig repräsentiert werden. Es ist mir ein Anliegen, zu schauen, wie 
man das anders bzw. besser gestalten kann. 

Ich komme sehr gerne wieder zu Ihnen, gerne auch regelmäßig. Mir sind der Kontakt 
und der Austausch zu gemeinsamen Themen, die wir ja in jedem Fall haben, durchaus 
wichtig. Deshalb freut es mich, dass Sie gesagt haben, ich solle wiederkommen. Ich 
hoffe, Sie verstetigen das. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Das machen wir sehr gerne. Vielen herzlichen 
Dank, dass Sie sich die Zeit genommen haben, dass Sie heute hier waren und sich 
selbst, die Themenbreite und Ihre Vorhaben vorgestellt haben. Ich freue mich auf den 
weiteren Austausch, die weitere Zusammenarbeit. 

Obwohl es eigentlich nicht sein sollte, tauchen an manchen Stellen Probleme auf, des-
halb ist es wichtig, dass man schaut, was man verbessern kann und wie man Kinder, 
Jugendliche, junge Menschen besser in die Politik und die gesellschaftlichen Struktu-
ren einbinden kann, um ihre Positionen und Meinungen zu berücksichtigen. Die Betei-
ligungsrechte bzw. -formate haben Sie gerade angesprochen. 

Nochmals herzlichen Dank und viel Erfolg bei Ihrer Arbeit – Herr Blumenrath sprach 
von „Fortune“. Ich freue mich auf weitere Diskussionen. 

Landesbeauftragte für Kinderschutz und Kinderrechte Petra Ladenburger: Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von allen Fraktionen und dem Ministerium) 
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2 Vorstellung der Datenbank für das Kommunale Integrationsmanagement 

NRW (Bericht auf Wunsch der Landesregierung; Präsentation siehe Anlage 1) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich begrüße Herrn Freedman und Frau Palazzi, die 
die Datenbank für das Kommunale Integrationsmanagement vorstellen werden, aber 
vorher hat Frau Ministerin das Wort. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Erst mal danke ich den Ausschussmitglie-
dern, dass wir diesen Tagesordnungspunkt nach vorne ziehen konnten. Ich freue mich, 
dass wir heute diese Fachanwendung, die Datenbank für das Kommunale Integrati-
onsmanagement, vorstellen können. Ich glaube, zum KIM muss ich hier nichts mehr 
sagen, weil Sie darüber bzw. über die Relevanz des KIM-Case-Managements alle bes-
tens informiert sind.  

Heute stellen wir die KIM-Datenbank vor. Die hat im Prinzip zwei wichtige Funktionen. 
Sie dient erstens als Instrument, als Fachanwendung, um die Arbeit der KIM-Case-
Managerinnen und -Manager zu unterstützen. So können für jede Person, die beraten 
wird, die notwendigen Fallinformationen angelegt werden, auch um sicherzustellen, 
dass im Vertretungsfall Informationen weitergegeben werden können. Die zweite wich-
tige Funktion dieser Datenbank ist aus meiner Sicht, dass Daten auf kommunaler und 
auf Landesebene analysiert werden können, sodass wir herauslesen können, welche 
Themen, welche Bedarfe, aber auch welche Unterschiede es gibt, und zwar insbeson-
dere zwischen kreisangehörigem und städtischem Raum. Das werden wir gleich se-
hen. Ich finde es sehr interessant, dass wir da Unterschiede wahrnehmen können. 

Die KIM-Datenbank ist fast flächendeckend implementiert; die Einführung erfolgt schritt-
weise seit Mai 2025. Die Daten wachsen an und werden auch weiterhin anwachsen. 

Ich glaube, dass man sagen kann, dass wir in Nordrhein-Westfalen mit der KIM-Da-
tenbank eine Vorreiterrolle einnehmen. Die Datenbank ist ja von uns selbst entwickelt 
worden.  

Ich will aber nicht zu viel vorweg sagen, weil die beiden die Datenbank jetzt vorstellen 
werden – Danke dafür. 

RBʼr Erik Freedman (MKJFGFI): Vielen Dank für die Einleitung und die Möglichkeit, 
die Datenbank heute vorzustellen. 

(siehe Anlage 1, Seite 1) 

Zum einen möchte ich Ihnen die Ziele und einige der Funktionalitäten der Datenbank 
vorstellen, zum anderen möchte ich Ihnen die ersten Auswertungen zeigen, die wir 
bisher hinsichtlich der Zielgruppe vorgenommen haben, die durch das KIM-Case-Ma-
nagement begleitet wird. 

(Seite 2) 

Ich beginne mit den Zielen der KIM-Datenbank. Es können sowohl Kurzberatungen als 
auch Case-Management-Fälle erfasst werden. Kurzberatungen sind eher punktuelle 
Anliegen, Case-Management-Fälle sind komplexer, also Begleitungen, die über einen 
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längeren Zeitraum stattfinden, sodass gemeinsam mit den Klienten die Bedarfe geklärt 
werden können und dann in die entsprechenden Unterstützungsstrukturen weiterge-
leitet werden kann. 

Wichtig ist für uns, dass wir eine Standardisierung der Dokumentation der Fallarbeit 
vornehmen können. Ein zweiter wichtiger Punkt ist, dass wir über die Analystenrolle 
Informationen zur Zielgruppe erhalten: zur Lebenssituation der Menschen; zu ihren 
Absichten bezüglich Arbeit; zu den wichtigsten Bedarfen, die im Rahmen des Case-
Managements besprochen werden. 

(Seite 3) 

Mit Blick auf die wichtigsten Funktionen für das Case-Management gibt es Reiter für 
Stammdaten, Bedarfe, Vermerke, Wiedervorlagen und Vorgangsinformationen. Das 
sind die Dinge, die der Case-Manager nutzen kann, um mit den Klienten zu arbeiten 
und die Informationen entsprechend zu dokumentieren. In den Stammdaten werden 
zunächst die relevanten Informationen erfasst, die für den Integrationsverlauf und den 
Begleit- und Beratungsprozess notwendig sind. Wie Sie sich sicher vorstellen können, 
gilt hier das Prinzip der Datensparsamkeit nach DSGVO, das heißt, dass hier nur die-
jenigen Informationen erfasst werden, die für den Begleitprozess relevant sind. 

Der Case-Manager oder die Case-Managerin können unterschiedliche Stammdaten-
module freischalten. Wenn also die Kinderversorgung Thema wird, wird das Modul 
„Kinderversorgung“ freigeschaltet; wenn die Arbeitssituation Thema wird, wird das Mo-
dul „Arbeitssituation“ freigeschaltet. Das kann durch den Case-Manager, die Case-
Managerin also an- und ausgeschaltet werden. 

Gleichzeitig bietet die Datenbank die Möglichkeit, die genaue Bedarfssituation zu er-
fassen. Sie können sich vorstellen, dass in einem Case-Management-Prozess, der 
über mehrere Monate geht, sehr viele unterschiedliche Themen erfasst werden, und 
das geschieht über die Bedarfe. 

Um Transparenz sicherzustellen, auch gegenüber dem Klienten, gibt es die Möglich-
keit, eine Zielvereinbarung als PDF-Datei zu exportieren. Aufgrund der Datenschutz-
vorgaben gibt es keine Schnittstellen zu irgendwelchen anderen Datenbanken. Dazu 
gibt es häufig Fragen, deshalb nehme ich das schon mal vorweg. Diese Zielvereinba-
rung ist jedenfalls relativ wichtig, um die Transparenz hinsichtlich des Beratungspro-
zesses mit dem Klienten, der Klientin herzustellen. 

Außerdem gibt es die Möglichkeit der Dokumentation des Begleitprozesses, das heißt, 
jedes Gespräch, jeder Beratungskontakt wird mittels eines Vermerks dokumentiert. 
Das ist natürlich insbesondere dann interessant und wichtig, wenn im Rahmen von 
Vertretungsregelungen ein anderer Case-Manager, eine andere Case-Managerin für 
den Fall zuständig wird. Es gibt deswegen die Möglichkeit, Vertretungsregelungen 
bzw. Fallübergaben in der Datenbank zu organisieren. 

Ich zeige Ihnen nachher noch die unterschiedlichen Rollen auf, die es in dieser Datenbank 
gibt. Je nach Rolle in der Datenbank gibt es unterschiedliche Möglichkeiten. So können 
mittels der Koordinations- und der Case-Management-Rollen Vertretungen sicherge-
stellt werden, wenn Personal erkrankt oder im Urlaub ist. 
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Das sind die wichtigsten Funktionen innerhalb der Datenbank für das Case-Manage-
ment. Das Ganze bietet eine bessere Orientierung, insbesondere bei längeren Fallver-
läufen. Es gibt mehr Sicherheit im Vertretungsfall, und die Klienten müssen sich selte-
ner wiederholen, also ihre jeweiligen Fälle neu präsentieren, wenn Personal wechselt. 

(Seite 4) 

Sie können sich vorstellen, dass die KIM-Datenbank auch sensible Daten verarbeitet, 
es gibt also einen hohen Schutzbedarf. Die Datenbank wird daher mit der Hochsicher-
heitsinfrastruktur von IT.NRW betrieben; das Hosting erfolgt selbstverständlich in 
Deutschland. Es ist wichtig, zu wissen, dass die Zugriffsrechte dezentral innerhalb der 
Anwendung verwaltet werden und über eine Zweifaktorauthentifizierung abgesichert 
sind. Zugriffe auf das System werden innerhalb des Systems aus Sicherheits- und 
Datenschutzgründen protokolliert. Es handelt sich um eine Webanwendung, das heißt, 
der Case-Manager, die Case-Managerin kann von überall zugreifen und arbeiten. 

(Seite 5) 

Das Rechte- und Rollenkonzept funktioniert nach dem Need-to-know-Prinzip, das 
heißt, jede Person, jede Rolle in der Datenbank sieht das, was sie sehen darf. Sich-
tungs- und Bearbeitungsrechte gibt es in erster Linie nur für die eigene Gruppe. 

Die Datenbank ist in drei unterschiedlichen Ebenen aufgebaut, und auf den Ebenen 
gibt es Gruppen. Die erste Gruppe ist das Land NRW. Hier haben wir natürlich keine 
Vorgänge, sondern nur die Administrations- und Analystenrollen. Die wichtigste 
Gruppe ist die der Gebietskörperschaften. Dort befinden sich die entsprechenden Ad-
ministrations- und Analystenrollen sowie Koordinations- und Case-Management-Rol-
len. Zugriff auf die Fälle haben in erster Linie die Koordinations-, die Case-Manage-
ment- und die Datenschutzrollen, aber wie gesagt immer nur für die eigene Gruppe. 

Schreibenden Zugriff gibt es natürlich nur für das Case-Management selbst, lesenden 
Zugriff haben im Rahmen der Fachaufsicht die Koordinationsrollen und im Rahmen 
des Datenschutzes die Datenschutzrollen. 

Sie wissen vielleicht, dass die Case-Management-Personalstellen auch an kreisange-
hörige Kommunen oder Träger der Freien Wohlfahrt weitergegeben werden können. 
Es gibt die Möglichkeit, für die Träger bzw. die kreisangehörigen Kommunen Unter-
gruppen einzurichten. 

(Seite 6) 

Um die Qualität in der Datenbank zu gewährleisten, haben wir innerhalb der letzten 
Monate bzw. des letzten Jahres sehr viel geschult. Regelmäßig haben wir Coffee-Lec-
tures angeboten, außerdem Schulungen für Koordinations-, Case-Management- und 
Analystenrollen sowie zur Datenqualität. 

Wir arbeiten mit NRW connect extern, einer Plattform, über die wir uns mit dem Case-
Management, mit der Koordination austauschen. Dort gibt es Anleitungen und erste 
Schritte zur Nutzung der Datenbank, außerdem Präsentationen für die Schulungen 
und inzwischen auch eine sehr umfangreiche FAQ-Liste; hinzu kommen eine Bug- und 
eine Improvement-Liste. 
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Wir arbeiten mit IT.NRW auch bei der Weiterentwicklung der Datenbank zusammen. 
Sie können sich vorstellen, dass gerade am Anfang eines Implementierungsprozesses 
immer wieder Dinge erkannt werden, die vielleicht noch nicht so rundlaufen und wei-
terentwickelt werden müssen. Es gibt wie gesagt auch eine Improvement-Liste. Die 
Datenbank kann also kontinuierlich verbessert und angepasst werden. 

(Seite 7) 

Auswertungsdaten zur Datenbank: Die Analystenrolle ermöglicht uns Einblicke in die 
Arbeit des KIM-Case-Managements und die Struktur der Klientel. Diese Auswertungen 
sind nicht nur für uns auf Landesebene, sondern auch für die einzelnen Gebietskör-
perschaften möglich, das heißt, jeder Kreis, jede kreisfreie Stadt kann, selbstverständ-
lich nur für den jeweils eigenen Bereich, ähnliche Daten ziehen und Informationen zur 
Struktur und den Bedarfen der Zielgruppe erhalten. 

(Seite 8) 

Inzwischen wurden in 53 Kreisen bzw. kreisfreien Städten bereits erste Vorgänge an-
gelegt, dort wird mit der Datenbank schon intensiv gearbeitet. Die ersten haben bereits 
im Juni 2025 damit begonnen. Eine Kommune fehlt noch, aber wir sind kurz davor, 
diese mit ins Boot zu holen. Das Ganze erfolgt aufbauend und prozessbegleitend. 

(Seite 9) 

Erste Informationen, die wir aus der Datenbank gewinnen konnten – das sind Zahlen 
vom 1. Mai 2026 –: Wir hatten in der Datenbank insgesamt 15.687 Vorgänge. „Klä-
rungsphase“ bedeutet, dass der Case-Manager, die Case-Managerin, noch nicht ent-
schieden hat, ob es sich um eine Kurzberatung oder einen Case-Management-Fall 
handelt. Das ist eine Entscheidung, die der Case-Manager, die Case-Managerin in der 
Datenbank treffen kann. 

(Seite 10) 

Es gibt viele etwas umfangreichere Vorgänge, aber auch relativ viele Kurzberatungen 
in der Datenbank. Für uns ist eine Kurzberatung eine Begleitung über zwei bis drei 
Termine, in der vielleicht ein bis zwei Bedarfe geklärt werden, bevor diese Beratung 
bzw. Begleitung dann abgeschlossen ist. 

(Seite 11) 

Die häufigsten Herkunftsländer: Syrien, Ukraine, Afghanistan. Das ist wohl nicht sehr 
überraschend. 

(Seite 12) 

Wir haben auch die Möglichkeit, die Geschlechterverteilung darzustellen. Aus Syrien 
und Afghanistan sind vor allem Männer und aus der Ukraine und Nigeria vor allem 
Frauen in der Begleitung; ansonsten ist es relativ ausgeglichen. Insgesamt gibt es bei 
den begleiteten Männern und Frauen in der Datenbank in etwa Gleichstand. 

(Seite 13) 
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Eine Aufschlüsselung hinsichtlich des Aufenthaltsstatus: Sehr viele Menschen, nämlich 
10.213, haben eine Aufenthaltserlaubnis. Einige haben bereits die deutsche Staats-
bürgerschaft, und natürlich gibt es auch EU-Bürger. 

(Seite 14) 

An den Daten zu den Sprachkenntnissen kann man erkennen, warum wir einen 
Schwerpunkt auf die Aspekte der Sprache und der Arbeit legen; man sieht, wie wichtig 
diese Aspekte im Rahmen des Case-Managements sind. Es gibt viele Personen mit 
keinen oder nur geringen Sprachkenntnissen. 

(Seite 15) 

Bezüglich des Stands bei der Arbeitssituation wurde auch abgefragt, ob die Absicht 
bestehe, eine Arbeit aufzunehmen. Knapp 9 % der Personen befinden sich noch in 
Schule, Ausbildung oder Studium. Bei den Personen mit Erwerbsabsicht gibt es eine 
Unterteilung: Unter „Erwerbstätigkeit angestrebt“ fallen häufig Menschen, die hinsicht-
lich der Sprache oder der Kinderversorgung noch etwas klären müssen, die sich viel-
leicht noch ein oder zwei Jahre auf Care-Arbeit konzentrieren möchten, um dann Arbeit 
zu suchen. „Aktiv arbeitssuchend“ bedeutet bei uns, dass die Menschen auf Arbeits-
suche sind und sich konkret bewerben. Gut 25 % der Personen sind bereits in Arbeit. 
Das Case-Management wirkt hier also stabilisierend. Der Anteil der Personen ohne 
Erwerbsabsicht, auch wegen Rente, liegt bei gut 10 %. Und dann gibt es noch gut 5 %, 
die über keine Arbeitserlaubnis verfügen. 

(Seite 16) 

Die Geschlechterverteilung beim Arbeitsstatus: Interessant ist, dass Frauen zwar häu-
figer eine Erwerbstätigkeit anstreben, aber mit Blick auf ihre Integrationsbiografie noch 
einige Dinge klären müssen, bevor das möglich ist. Aktiv arbeitssuchend sind etwas 
mehr Männer als Frauen, auch die erwerbstätigen Personen sind häufiger männlich. 

(Seite 17) 

Die Verknüpfung von Arbeitsstatus und Sprachkenntnissen: Aus meiner Perspektive 
ist interessant, dass es doch viele Personen gibt, die bereits in Arbeit sind, aber nur 
geringe Sprachkenntnisse haben. 

(Seite 18) 

Wir haben in der Datenbank drei Dashboards: Eins greift auf die Stammdaten zu, ein 
anderes auf die Bedarfe und ein weiteres auf die Vermerke. Wir hatten zum 1. Mai 
rund 78.000 Vermerke in der Datenbank, bis dahin haben also 78.000 Gespräche statt-
gefunden. Darunter waren auch Telefonate, aber am häufigsten waren die persönli-
chen Gespräche. 

(Seite 19) 

Das Bedarfedashboard: Hinsichtlich der Bedarfe gibt es im Kommunalen Integrations-
management Schwerpunkte, nämlich die Aspekte „Aufenthalt“, „Arbeitssituation“, 
„Wohnsituation“ und „Sprachkompetenz“. Das gilt für das Land NRW, aber es gibt auch 
Daten für eine ausgewählte kreisfreie Stadt und einen ausgewählten Kreis. Wenn man 
sich die Aspekte „Arbeitssituation“ und „Leistungsbezug/Finanzen“ anschaut, stellt man 
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fest, dass sich das relativ stark unterscheidet, je nachdem, ob man sich in einer kreis-
freien Stadt oder in einem Kreis befindet. 

(Seite 20) 

In der ausgewählten kreisfreien Stadt wird der Aspekt „Arbeitssituation“ schon recht 
stark gewichtet, aber noch stärker ist das in dem ausgewählten Kreis der Fall, in dem 
der Aspekt „Arbeitssituation“ den Schwerpunkt zu bilden scheint, wohingegen der As-
pekt „Leistungsbezug/Finanzen“ dort weniger prominent in Erscheinung tritt. 

(Seite 21) 

Man erkennt also, dass es große Unterschiede zwischen den Kommunen gibt, im Gro-
ßen und Ganzen ist es aber so, dass die Aspekte „Aufenthalt“, „Arbeitssituation“, 
„Wohnsituation“ und „Sprachkompetenz“ die wichtigsten im Rahmen des Case-Mana-
gements sind. 

(Beifall von allen Fraktionen und dem Ministerium) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank für die Vorstellung der Datenbank und 
des Datenschatzes, der sich dahinter verbirgt. Das wird in den kommenden Jahren 
sicherlich immer wieder zu Präzisierungen bzw. Verbesserungen des KIM-Case-Ma-
nagements und der damit verbundenen Arbeit führen. 

Peter Blumenrath (CDU): Vielen Dank für den Vortrag und die Informationen. – Aus 
unserer Sicht ist es gut und wichtig, dass die Datenbank ausgerollt wurde. Sie sind ja 
im Austausch mit den Kommunen. 53 Kreise und kreisfreie Städte sind jetzt dabei. 
Inwieweit sind die Prozesse innerhalb der Kommunen abgeschlossen? Was kommen 
da für Rückmeldungen? Ist es eine große Arbeitserleichterung? Gibt es Verbesse-
rungsvorschläge? Wie ist der Austausch, um verbessern zu können? 

Sie sagten, dass der Datenschutz sehr wichtig sei. Das ist sehr vernünftig. Gibt es, 
wenn man in die Zukunft schaut, noch Schnittstellen, die das sinnvoll ergänzen würden? 

Silvia Gosewinkel (SPD): Vielen Dank, dass Sie die Präsentation mit so anschaulichen 
Grafiken ausgestattet haben. Das hat uns einen guten Einblick verschafft. 

Das Ausrollen betrifft ja vor allem die Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter. 
Der ganze Beratungsprozess findet in den Behörden statt. Gibt es auch eine Doku-
mentation für die Klientinnen und Klienten? Bekommen sie eine Art Beratungsproto-
koll? Wie genau sind sie in den Prozess eingebunden? Inwiefern wird der Prozess aus 
Klientenperspektive evaluiert? 

Die Sprachbarriere ist angeklungen. Welche Bedarfe gibt es da? Es ist ja vor allem 
digital, auch das kann durchaus eine Barriere sein. 

Eine wichtige Säule der Integrationsarbeit ist das Ehrenamt. 53 Kreise und kreisfreie 
Städte sind angebunden. Auch seitens der Freien Wohlfahrt findet im Rahmen des 
Case-Managements Beratung statt. Inwieweit sind die ehrenamtlichen Berater, die in 
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vielen Initiativen unterwegs sind, eingebunden, damit nicht doppelt beraten wird bzw. 
irgendetwas aneinander vorbeiläuft? 

RBʼr Erik Freedman (MKJFGFI): Es wurde gefragt, wie die Prozesse aktuell in den 
Kommunen laufen würden. Aufgrund der Weiterleitung der Verträge haben wir natür-
lich viele Partner. Das sind insgesamt 200 oder 300 Kommunen, aber eben auch Trä-
ger der Freien Wohlfahrt. Die müssen zunächst verschiedene Vereinbarungen unter-
schreiben, damit die Formalitäten geklärt sind und sie die Datenbank nutzen können. 
Jetzt sind wir wie gesagt bei 53 Kreisen und kreisfreien Städten. 

Der Datenbestand wächst natürlich immer dann an, wenn die Case-Managerinnen die 
Klienten bei sich haben. Man hat also möglicherweise sehr viel in der Datenbank. Es 
muss aber immer eine neue Einverständniserklärung unterschrieben werden, bevor 
der Klient, die Klientin in eine neue Datenbank aufgenommen werden kann. Deswegen 
haben wir in der Datenbank aktuell natürlich relativ viel Bewegung. Wenn wir uns heute 
die Zahlen anschauen würden, würden wir feststellen, dass wir nicht mehr bei 15.600, 
sondern bei 18.100 Personen sind. In einem Monat gab es also einen relativ großen 
Zuwachs, und das kann man eigentlich grundsätzlich auf dieses Jahr beziehen. Wir 
haben wie gesagt sehr viel Bewegung in der Datenbank. 

RDʼin Miriam Palazzi (MKJFGFI): Danke für das Interesse. – Zur Schnittstelle: Bisher 
planen wir keine Schnittstelle. Es ist ein in sich geschlossenes System. Es basiert auf 
einer Einwilligung, auch weil uns der Datenschutz sehr wichtig ist. Wir sind froh, dass 
wir es jetzt implementieren. Wir müssen schauen, wie es zukünftig sein wird. 

Der Beratungsprozess: Es gibt die Möglichkeit, dass sich der Klient die Zielvereinba-
rung ausdrucken lässt, damit er sieht, was vereinbart worden ist. Nach DSGVO gibt es 
auch die Auskunftsrechte; das ist natürlich vorgesehen. 

Zu den Sprachbarrieren: Wir haben die Einwilligungserklärung und die Datenschutzer-
klärung in 27 Sprachen übersetzen lassen. Wir sind sehr glücklich darüber, dass wir – 
das hat auch die Evaluation gezeigt – sehr viele mehrsprachige Kolleginnen und Kol-
legen haben. Bei Erstberatungen, Erstgesprächen kann in einem gewissen Umfang 
auch der Laiensprachmittlungspool genutzt werden. Sprachmittlung ist natürlich ein 
sehr großes Thema – auch das hat die Evaluation gezeigt –, aber im Moment wird 
damit gut umgegangen, und es wird immer nach Lösungen gesucht. Es ist schließlich 
klar, dass gewährleistet sein muss, dass die Klienten verstehen, worum es geht. Es ist 
eine freiwillige Leistung, ein freiwilliges Angebot, und sie müssen das – was uns sehr 
wichtig ist – nicht in Anspruch nehmen. 

Zum Ehrenamt: Das ist tatsächlich ein ganz wichtiger Punkt. Wir wollen mit KIM ja 
gerade erreichen, dass es eben keine Doppelstrukturen, sondern vielmehr Synergie-
effekte gibt. Wir haben die Träger der freien Wohlfahrtspflege, wir haben die Kolleginnen, 
die bei den kreisangehörigen Kommunen sitzen. Dadurch, dass vor Ort im Rahmen 
der Lenkungsgruppen immer ein verbindliches Case-Management-Konzept abgestimmt 
werden muss, wird natürlich gewährleistet, dass die sehr vielfältigen Beratungsansätze 
untereinander abgestimmt werden. Auch die Wahlfreiheit der Klienten soll gewährleis-
tet sein. Aufgrund der Case-Management-Konzepte, in denen die Zugangsregelungen 
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abgestimmt sind, sind die entsprechenden Kenntnisse aber natürlich vorhanden bzw. 
eingebunden. 

RBʼe Asli Sevindim (MKJFGFI): Nur eine kurze Ergänzung, weil der Austausch mit 
den Kommunen bzw. Verbesserungsvorschläge angesprochen wurden: Das Beson-
dere an der Datenbank ist, dass sie gemeinsam mit den Anwenderinnen und Anwen-
dern aus der kommunalen Praxis, den Expertinnen und Experten vor Ort entwickelt 
wurde. Die Anforderungen an die Datenbank haben sich im Laufe der Zeit herauskris-
tallisiert, und hinsichtlich der Bedarfe wird in der Anwendung sicherlich nachgebessert 
werden. Das ist also ein Prozess, der fortgesetzt und in Zusammenarbeit weiterentwi-
ckelt wird. 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Vielen Dank für den Vortrag. – Ich habe zwei Fragen. Wir 
reden über das Case-Management, das ja eine weiterleitende Funktion zu anderen 
Fachberatungsstellen hat. Die Datenbank befindet sich auf der Case-Management-
Ebene. Wenn zu einem anderen Träger, zur Sucht-, Schuldner- oder Wohnberatung, 
weitervermittelt wird, gehen die Daten da nicht automatisch hin, weil es ja eine ge-
schlossene Datenbank ist. Es werden also die Klienten dahin geschickt, aber nicht die 
Daten. Richtig? Das ist ja auch wichtig, damit die Datensicherheit vorhanden ist. Wenn 
aber ein Klient von einer Gebietskörperschaft in eine andere zieht: Wäre es dann mög-
lich, die Daten von einem Case-Management an ein anderes zu übertragen? 

Da ich selber Sozialarbeiter bin, weiß ich, dass wir gerne mit Menschen reden, uns mit 
Technik aber manchmal schwertun. Wie wird sichergestellt, dass die Kolleg*innen vor 
Ort gut darauf vorbereitet sind, diese Datenbank zu bedienen? Schließlich ist so eine 
Datenbank keine Kleinigkeit, und wenn jemand ein Sozialarbeitsstudium hinter sich 
hat, denkt er, wenn er in den Beruf geht, nicht als Erstes daran, wie man derartige 
Datenbanken pflegt. 

RDʼin Miriam Palazzi (MKJFGFI): Wenn ein Klient umzieht: Der Datenschutz ist sehr 
handlungsleitend, was das angeht. Die Bedarfe, die der Klient hat, werden möglichst 
abschließend behandelt. Es ist aber aus Datenschutz- und Informationssicherheits-
gründen nicht möglich, Fälle innerhalb der Datenbank zu übertragen. Wenn also je-
mand umzieht und an dem einem Ort einen Bedarf hinsichtlich der Arbeitssituation 
hatte, würde das vielleicht noch abgeschlossen, aber für den Kita-Platz, den er mög-
licherweise an dem anderen Ort braucht, müsste der Fall neu angelegt werden. Aus 
der Praxis heraus hätten viele sich das anders gewünscht, aber das ist aus Daten-
schutzgründen leider nicht möglich. 

RBʼr Erik Freedman (MKJFGFI): Wenn im Rahmen des Case-Managements ein 
Mensch an das Jobcenter vermittelt wird, bleiben die Daten natürlich beim Case-Ma-
nagement und gehen nicht an das Jobcenter. Es gibt keine Schnittstellen zu anderen 
Datenbanken, das ist aus Datenschutzgründen nicht möglich. 

Es wurde angesprochen, dass es möglicherweise einen hohen Schulungsbedarf hin-
sichtlich der Datenbank gebe, gerade zu Beginn. Das ist in den letzten Monaten tatsächlich 
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eines unserer wichtigsten Themen gewesen, und das führen wir aktuell auch weiter. 
Wir veranstalten in regelmäßigen Abständen Schulungen zu unterschiedlichen Themen-
schwerpunkten. Aktuell ist eines der wichtigsten Themen das der Datenqualität. Wenn 
wir Informationen über die Zielgruppe erlangen wollen, müssen wir schließlich sicher-
stellen, dass die Datenqualität gewährleistet ist. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Ich würde gerne an das anschließen, was Herr Rauer ge-
sagt hat. Andere Verwaltungsstrukturen müssen dann also wieder von vorne anfan-
gen. Aber Ziel ist es doch, Doppelstrukturen zu verhindern. Ich hatte vorhin gefragt, ob 
es irgendwelche Beratungsprotokolle gibt. Kann man die Verantwortung für die Wei-
tergabe ihrer Daten nicht den Klienten überlassen? Natürlich ist es richtig und wichtig, 
dass Daten geschützt werden, aber das muss immer im Sinne der Menschen gesche-
hen. Und es ist im Sinne der Menschen, dass sie verschiedenen Behörden nicht immer 
wieder alles vorlegen müssen. Im Übrigen würde das auch die Kapazitäten der Ver-
waltung schonen. Wir reden die ganze Zeit darüber, dass viele Prozesse zu teuer wer-
den. Ich könnte mir vorstellen, dass es Einsparungspotenziale gibt, wenn auf vorhan-
dene digitale Akten zugegriffen werden kann. Das könnte man ja lösen. Gibt es in 
dieser Richtung Überlegungen oder Ziele? 

RDʼin Miriam Palazzi (MKJFGFI): Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Auch wir wün-
schen uns das. Wir schauen immer, wie wir das im Sinne der Zusammenarbeit ver-
bessern können. Es handelt sich hier aber natürlich um ein freiwilliges Programm, das 
auf einer Einwilligung basiert. Wir haben keine gesetzliche Grundlage, die eine auto-
matische Möglichkeit bieten würde. Informationen können aber wie gesagt mitgenom-
men werden. Es gibt auch viele KIM-Kommunen, die an innovativen Lösungen arbei-
ten, etwa am Thema „Beratungspass“. Das betrifft nicht direkt die Datenbank, hinsicht-
lich derer vorab sehr viel Aufwand betrieben wurde und zum Beispiel gemeinsam mit 
den verschiedenen Beratungsinstitutionen im Netzwerk geschaut wurde, wer welche 
Schweigepflichtentbindungserklärung braucht. In einer Kommune gibt es jetzt einen 
Ansatz, aber das ist noch in der Erprobung. Es ist sehr aufwendig, die Datenschutz-
hürden sind natürlich hoch, und der Datenschutz ist zunächst einmal handlungsleitend. 
Natürlich würden wir uns so etwas wünschen, aber die DSGVO gibt einfach gewisse 
Spielregeln vor, die wir natürlich einhalten müssen. Es ist jedoch nicht so, dass nicht 
geschaut würde, wie man da vorankommen könnte. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Ich würde gerne noch einen technischen 
Hinweis geben, den ich enorm wichtig finde, auch hinsichtlich des Stichworts „Daten-
schutz“. In der Vergangenheit haben wir das bei anderen Themen auch immer wieder 
diskutiert. Das ist eine Datenbank mit sensiblen Daten, und deshalb spielt der Daten-
schutz natürlich eine große Rolle. Spannend an dieser Datenbank ist, dass sie auf 
Landesebene quasi selbst entwickelt wurde. Es ist also unsere Datenbank, und wir 
sind im Besitz des Quellcodes. Das ist hinsichtlich des Datenschutzes natürlich wichtig, 
und es ist wichtig, um die Datenbank weiterentwickeln zu können, außerdem ist es 
wichtig, weil keine Lizenzkosten anfallen und es somit langfristig hinsichtlich der Weiter-
entwicklung günstiger ist, als wenn wir das von außen eingekauft hätten. Das wollte 
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ich hervorheben, weil es eine Besonderheit ist, dass wir als Land Nordrhein-Westfalen 
diese Datenbank quasi selbst entwickelt haben. Ich glaube auch, dass wir damit einen 
gewissen Vorbildcharakter haben. Kein anderes Bundesland, das so etwas wie KIM 
hat, hat so eine Datenbank. Vielleicht werden andere Länder anklopfen, weil sie das 
nachmachen oder übernehmen wollen. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Wir haben ja bei anderer Gelegenheit schon gehört, 
dass man KIM in der Praxis bereits gut und erfolgreich implementiert habe. Die Evalu-
ation hat stattgefunden. Jetzt gibt es auch noch die Datenbank. Vielleicht ist es also 
tatsächlich ein Modell, das andere Bundesländer übernehmen können. Das Land 
könnte als Vorbild agieren und die Datenbank exportieren. 

Herzlichen Dank Ihnen beiden, dass Sie die Datenbank vorgestellt haben. 
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3 Einbindung von durch die Taliban entsandten Vertretern in Rückführungs-

verfahren afghanischer Staatsangehöriger (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5176 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Wir haben den Bericht bekommen, der mit einer halben 
Seite recht knapp ist und leider auch die Fragen, die wir mit der Berichtsbeantragung 
geschickt hatten, weitestgehend unbeantwortet lässt. Daher hier der erneute Versuch: 

In wie vielen Fällen wurden seit dem 1. Januar 2025 afghanische Staatsangehörige 
aus Nordrhein-Westfalen zur Identitätsklärung, Passersatzpapierbeschaffung oder zu 
sonstigen Mitwirkungshandlungen gegenüber afghanischen konsularischen Stellen 
aufgefordert? Durch welche Behörden erfolgten diese Aufforderungen? Wie viele der 
hiervon betroffenen Personen wurden anschließend tatsächlich abgeschoben? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Meines Wissens liegt uns dazu keine statis-
tische Aufstellung vor. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Es wäre im Zweifel hilfreich gewesen, wenn es diesen 
Satz hintendran gegeben hätte. – Waren nordrhein-westfälische Landesbehörden, 
Zentrale Ausländerbehörden oder kommunale Ausländerbehörden an der Vorberei-
tung, Zuführung, Datenübermittlung oder organisatorischen Durchführung solcher Ter-
mine beteiligt, insbesondere im Zusammenhang mit Vorgängen in der BAMF-Außen-
stelle Bonn oder an nordrhein-westfälischen Behördenstandorten? 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich weiß nicht, ob es Sinn macht, hier jetzt die ein-
zelnen Fragen vorzulesen, nur um dann auch noch die Antworten vorzulesen. Ich sehe 
das nicht, weil die Fragen dem Ministerium vorlagen und es einen Bericht gibt. 

(Thorsten Klute [SPD]: Es gibt einen Nichtbericht!) 

Sollte der nicht ausreichen, hilft es nicht, jetzt alle Fragen einzeln vorzulesen. Ich stelle 
der Landesregierung aber natürlich frei, jeweils darauf zu reagieren. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Es ist selbstverständlich Entscheidung der Landesre-
gierung, wie sie damit umgeht. Aber wenn wir in einer Berichtsbeantragung konkrete 
Fragen stellen, erwarten wir auch, dass diese Fragen konkret beantwortet werden bzw. 
mitgeteilt wird, warum man einzelne Fragen nicht beantworten kann. Die Informatio-
nen, die sich in diesem Bericht befinden, gehen bis auf ganz wenige Ausnahmen 
scharf an den Fragen vorbei, diese werden bewusst nicht beantwortet. Wenn gesagt 
wird: „Das können wir nicht“, muss dargelegt werden, warum das so ist; „Das wollen 
wir nicht“, ist für uns nicht akzeptabel. 

(Thorsten Klute [SPD]: Unglaublich!) 
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Volkan Baran (SPD): Wenn wir Berichte beantragen und meinen, dass unsere Fragen 
nicht beantwortet worden sind, ist das genau der richtige Rahmen, um nachzufragen. 
Es steht der Landesregierung wie gesagt frei, ob sie antworten möchte oder nicht. 
Aber wenn wir unsere Fragen aus den Beantragungen wiederholen, liegt das an dem 
Unmut über die Informationen, die wir bekommen haben. Daher nehmen wir es uns 
heraus, diese Fragen hier noch mal zu stellen. 
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4 Sachstand Ausländerbehörden: Was ist seit April 2025 passiert? (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5181 

Volkan Baran (SPD) hebt hervor, dass es sich bei der Personalausstattung der Aus-
länderbehörden keinesfalls um ein neues Thema handle, vielmehr werde es von seiner 
Fraktion immer wieder eingebracht, und zwar insbesondere dann, wenn sich in dieser 
Sache die E-Mails häuften. 

Auf Seite 2 des vorliegenden Berichts heiße es, dass dem MHKBD als oberster Kom-
munalaufsichtsbehörde keine Übersichtsdaten zur Personalausstattung der Auslän-
der- und Einbürgerungsbehörden vorlägen. Das führe zu der Frage, wie man aufseiten 
des MKJFGFI wissen könne, wie viele Stellen welchen Kommunen zur Verfügung ge-
stellt werden müssten. Schließlich müsse es für die dem Bericht angehängte Tabelle 
irgendeine Grundlage geben. 

Man könne nicht einerseits lediglich auf die kommunale Personalhoheit verweisen und 
andererseits stets beschwören, dass eine funktionierende Verwaltung die vorderste 
Frontlinie zur Verteidigung der Demokratie bilde. Die Ausländerbehörden müssten 
auch deshalb stark aufgestellt sein, da der Hang zu Rassismus bzw. Faschismus sich 
nicht nur in einzelnen Ethnien herausbilden könne, sondern vielmehr in allen, auch in 
jenen, die hierzulande zu den zugewanderten zählten. Die Entscheidungen darüber, 
bei welchen Personengruppen die Zahlen stiegen, welche Klientelen partizipierten, 
würden nicht auf Kommunal-, sondern vielmehr auf Landes- oder Bundesebene ge-
troffen. Unabhängig davon sei es bedenklich, dass sich einfache Einbürgerungsan-
träge in manchen Städten für mehr als zweieinhalb Jahre in der Bearbeitung befänden, 
da das verständlicherweise zu Frust führe. 

Lange Zeit sei darüber gesprochen worden, dass man Ausländerbehörden zu soge-
nannten Willkommensbehörden transformieren wolle. Bestehe diese Absicht aufseiten 
der Landesregierung noch, oder sei man inzwischen davon abgerückt? 

Auf Seite 6 des Berichts stehe, dass im März 2026 eine große Dienstbesprechung 
unter anderem mit den Ausländerbehörden zu aktuellen Herausforderungen stattge-
funden habe. Welche Themen würden 2026 als am dringlichsten betrachtet? Eine ähn-
liche Frage sei seitens seiner Fraktion übrigens schon im vergangenen Jahr gestellt 
worden. 

Die Digitalisierung der Ausländerbehörden stelle in jedem Fall ein dringliches Thema 
dar, nichtsdestotrotz finde sich dazu wenig im Bericht. Welche Projekte bzw. Maßnah-
men seien aufgelegt worden, um in diesem Bereich voranzukommen? 

Susanne Schneider (FDP) stellt folgende Fragen: Warum sehe man die Zentralisie-
rung von Rückführungen bisher nur für Straftäter vor? Inwiefern könnten weitere Per-
sonen, beispielsweise solche mit erheblich negativem Sozialverhalten, einbezogen 
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werden? In welchem Zeitrahmen könnte eine Ausweitung auf weitere Personengrup-
pen bzw. über das Modellprogramm hinaus vorgenommen werden, um zu einer flä-
chendeckenden Umsetzung zu kommen? 

Benjamin Rauer (GRÜNE) betont, dass es bei der Frage danach, ob Menschen das 
Land verlassen müssten oder nicht, zuvorderst darum gehe, ob sie über einen Aufent-
haltstitel verfügten oder nicht. 

Alle wüssten darum, dass die Ausländerbehörden derzeit unter großem Druck arbei-
teten, allerdings habe dieser seinen Ursprung zum größten Teil nicht auf Landes-, son-
dern auf Bundesebene. Insofern möge Volkan Baran (SPD) Alexander Dobrindt, den 
Bundesminister des Innern der schwarz-roten Koalition, kontaktieren, um diesbezüg-
lich einige Dinge zu klären. Die hiesige Landesregierung jedenfalls sorge mittels Kom-
munalem Integrationsmanagement für zusätzliche Stellen, um die Ausländerbehörden 
zu entlasten bzw. zu unterstützen. Allerdings obliege die Personalhoheit wie bereits 
erwähnt den Kommunen, weshalb dort auch entschieden werden müsse, ob dieser 
Bereich für wichtig genug erachtet werde, um dort entsprechende Prioritäten zu setzen. 

Volkan Baran (SPD) hält seinem Vorredner entgegen, dass er selbst derartige Kritik 
unabhängig von Parteien bzw. Koalitionen übe, so habe er sich auch schon in Richtung 
SPD bzw. Ampel entsprechend geäußert. Das Land trage im Übrigen eine eigene Ver-
antwortung, die unter anderem darin bestehe, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
entlasten und zu schützen, und diese dürfe nicht auf andere Ebenen, also die kommu-
nale, die bundesdeutsche oder die europäische, abgeschoben werden. Die Landesre-
gierung möge in dieser Sache also endlich aktiv werden. Seine eigene Partei werde 
das jedenfalls tun, sobald sie hierzulande wieder Regierungsverantwortung trage. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) bestätigt, dass die Ausländerbehörden der-
zeit mit großen Belastungen konfrontiert würden, was mit einer starken personellen 
Fluktuation einhergehe. Als Ursache dafür müssten auch die vielen unterschiedlichen 
Anforderungen genannt werden, die an die Ausländerbehörden herangetragen wür-
den, auch aus dem politischen Raum. Aus diesem Grund sei sie selbst bei der bereits 
erwähnten großen Dienstbesprechung zugegen gewesen, um sich so ein Bild davon 
verschaffen zu können, was die Mitarbeitenden umtreibe und welche Unterstützungs-
bedarfe es gebe. Sie habe bei dieser Gelegenheit für sie persönlich wertvolle Gesprä-
che geführt und einen tieferen Einblick in die Arbeit bekommen. 

Ein weiteres großes Thema bei dieser Dienstbesprechung sei die Umsetzung des Ge-
meinsamen Europäischen Asylsystems gewesen, was für all diejenigen, die sich mit 
Migration und Integration im Besonderen und Asylpolitik im Allgemeinen befassten, 
natürlich eine große Rolle spiele. 

Die im Bericht angeführte Stellenverteilung beziehe sich auf die Frage in der Berichts-
beantragung danach, wie viele der Stellen, die die Landesregierung den Ausländerbe-
hörden im Rahmen von KIM zur Verfügung stelle, aktuell besetzt seien. Die Tabelle 
zeige also nicht alle Stellen in den jeweiligen Behörden, sondern die im Rahmen von 
Baustein 3 geförderten 200, wofür das Land 10 Millionen Euro bereitstelle. Jeweils 
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eine Stelle entfalle auf die 81 Ausländerbehörden für die Umsetzung hinsichtlich der 
Bleiberechte nach §§ 25a, 25b Aufenthaltsgesetz, die übrigen Stellen entfielen auf die 
Einbürgerungsbehörden. Zur Verteilung werde das Ausländerzentralregister herange-
zogen, sodass Kommunen mit dem größten Anteil an Ausländern mit Aufenthaltser-
laubnis besondere Berücksichtigung fänden. 

Bereits im Maßnahmenpaket der Landesregierung vom September 2024 sei angelegt, 
die Zentralen Ausländerbehörden auszubauen, um die kommunalen Ausländerbehör-
den bei den Rückführungen zu entlasten. Eine Arbeitsgruppe habe verschiedene Maß-
nahmenvarianten vorgelegt, und letztlich sei die Entscheidung gefallen, in einer ersten 
Ausbaustufe ab dem 1. September 2026 Haft- bzw. Strafhaftfälle durch drei ausge-
wählte ZABs von sieben freiwillig mitmachenden ABHs übernehmen zu lassen, und in 
einer zweiten Ausbaustufe bis Ende 2027 in die landesweite Umsetzung zu gehen. Die 
schrittweise Implementierung ziele darauf ab, diese Vorgehensweise erstens erproben 
zu können und sie zweitens besser handhabbar zu machen. 

Für eine weitere Entlastung der Mitarbeitenden der ABHs werde ein bundesweit ein-
zigartiges Fortbildungsprogramm sorgen, mittels dessen man sie besser hinsichtlich 
des Umgangs mit den komplexen rechtlichen Aspekten befähige. 

Volkan Baran (SPD) möchte wissen, wie festgelegt werde, welche KIM-Stellen an 
welche Kommunen gingen, wenn man aufseiten der obersten Aufsichtsbehörde nicht 
wisse, wie viele Personen in den Ausländer- bzw. Einbürgerungsbehörden arbeiteten. 
Auf welcher Grundlage sei beispielsweise die Festlegung für die große Ausländerbe-
hörde in Dortmund erfolgt? Habe man hier das Prinzip „Gießkanne“ angewandt? Das 
könne er insgesamt nicht nachvollziehen, hier vermisse er eine Übersicht. 

Im Übrigen bitte er nochmals um Ausführungen zum Thema „Digitalisierung“. 

Benjamin Rauer (GRÜNE) weist seinen Vorredner darauf hin, dass die Ministerin zur 
Stellenverteilung bereits ausgeführt habe. Keinesfalls wäre es richtig, dabei einfach 
nur diejenigen Kommunen zu bevorzugen, deren Ausländer- bzw. Einwanderungsbe-
hörden unterbesetzt seien, da diese dann quasi für ihr mangelndes Engagement in 
diesem Bereich belohnt würden. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) erinnert daran, dass die Kommunen im Zuge 
ihrer Selbstverwaltung auch die Stellenbesetzung bzw. -verteilung verantworteten. Ledig-
lich die Aufsicht darüber, dass die Verfahren einwandfrei liefen, liege beim Ministerium. 

LMR Dr. Dominik Fanatico (MKJFGFI) legt dar, dass die Länder im Rahmen der 
Nachnutzungsallianz von „Einer für Alle“ auch die vom Bund mit einem gesonderten 
Monitoring versehene und mit Nachdruck umgesetzte Fokusleistung „Einbürgerung“ 
nutzen könnten, für die das MKJFGFI gemeinsam mit den Dienstleistern d-NRW und 
AKDB die Federführung innehabe. In Nordrhein-Westfalen seien 25 Kommunen ange-
schlossen, in denen dementsprechend auch eine Nachnutzug stattfinde. Schwierigkeiten 
seien ursprünglich dadurch entstanden, dass jede Kommune ein eigenes Fachverfahren 
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nutze, weshalb man eine Schnittstelle implementiert habe, sodass die EfA-Dienstleis-
tung der digitalen Einbürgerung mit diesen kompatibel werde und Medienbrüche ver-
mieden würden, was bei den Kommunen letztlich zu Entlastungen führe. Zudem be-
finde sich das MKJFGFI im engen Austausch mit dem BMI, um das Verfahren per-
spektivisch in die Ende-zu-Ende-Digitalisierung zu überführen. In diesem Zusammen-
hang werde in NRW unter Mitwirkung beispielsweise der ABH Bonn das Serviceportal 
Migration Deutschland pilotiert, das verschieden Dienstleistungen aus Themenkom-
plexen wie Aufenthalt oder Einbürgerung bündle, was unter anderem den Sachbear-
beitungsebenen der Ausländerbehörden zugutekomme. 

Mit Blick auf das Ausländerzentralregister gebe es dank gesetzlicher Anpassungen 
nun mehr Behörden mit Zugriffsrechten, sodass der Datenabrufprozess auf breiter 
Front vereinfacht bzw. beschleunigt werde. 

In Umsetzung der Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz aus dem Jahr 2023 
bzw. im Zuge des Follow-ups zum zweiten Flüchtlingsgipfel agiere das MKJFGFI hin-
sichtlich der Digitalisierung ressortübergreifend, so gebe es eine gemeinsame Landes-
arbeitsgruppe mit dem MHKBD, die sich beispielsweise auch mit der Einsetzbarkeit 
von Künstlicher Intelligenz befasse, von der man sich weitere Entlastungen erhoffe. 
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5 Sachstand zum Projekt „Museum Selma“ in Köln (Bericht beantragt von der 

SPD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5175 

Volkan Baran (SPD) hebt die Wichtigkeit von Museen für das kollektive Bewusstsein 
hervor, weshalb es umso ärgerlicher sei, dass es noch keines gebe, dass die Ge-
schichte der Einwanderinnen und Einwanderer aus deren Perspektive beleuchte und 
ihren Beitrag zum deutschen Wirtschaftswunder würdige. Das Museum Selma werde 
diese Lücke erfreulicherweise schließen. 

Im schwarz-grünen Koalitionsvertrag würden die Begleitung und Förderung des Mig-
rationsmuseums versprochen und im vorliegenden Bericht heiße es, dass die Landes-
regierung ein großes Interesse an seiner Realisierung habe. Nun aber gebe es 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Finanzierung, was zu folgenden Fragen führe: 

Könne die Landesregierung ein Scheitern des Projekts ausschließen? Welche Ent-
scheidungsbefugnisse bzw. Steuerungsmöglichkeiten habe das Land als koordinie-
render Zuwendungsgeber? Inwieweit müssten bauliche oder inhaltliche Abstriche in 
Kauf genommen werden? Welche Gründe gebe es für die Zeitverzögerungen bzw. 
Kostensteigerungen aufseiten des Zuwendungsempfängers und Maßnahmenträgers 
DOMiD, und welche Rolle spielten dabei die entsprechenden Prüfungen? Hätten die 
erfolgten Förderzusagen weiterhin Bestand? Auf welchem Stand seien die Gespräche 
mit dem Bund als weiterem Zuwendungsgeber? Was würde eine Nichtverlängerung 
des Verfügungszeitraums seitens des Bundes über Ende 2026 hinaus schlimmsten-
falls bedeuten? 

Seinem Vorredner dahin gehend zustimmend, dass die lange Geschichte Nordrhein-
Westfalens als Einwanderungsland in der Tat angemessen dokumentiert und präsen-
tiert werden müsse, fährt Benjamin Rauer (GRÜNE) mit der Einschätzung fort, dass 
die Verantwortung für ein Gelingen dieses Projekts vor allem bei der Stadt Köln liege, 
die ja schließlich Hauptnutznießerin des Museums sein werde, da es mutmaßlich vor 
allem Kölnerinnen bzw. Rheinländer besuchen würden. Insofern möge Volkan Baran 
(SPD) sich in dieser Sache an seinen Parteikollegen Oberbürgermeister Torsten Bur-
mester wenden. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) hält die Perspektive, aus der heraus Ge-
schichte vermittelt werde, ebenfalls für entscheidend, weshalb dem Schaffen von DO-
MiD im Allgemeinen und dem Museum Selma im Besonderen große Bedeutung zu-
komme. Zwei Ereignisse seien in diesem Zusammenhang erwähnt: das vor 65 Jahren 
unterzeichnete Anwerbeabkommen zwischen Deutschland und der Türkei und der vor 
36 Jahren verübte Brandanschlag in Solingen. Es gelte, einerseits die harte Arbeit der 
Einwanderinnen und Einwanderer zu würdigen, die in erheblicher Weise zum Wohlstand 
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Nordrhein-Westfalens beigetragen hätten, und andererseits der Opfer rassistischer 
Angriffe, namentlich der Familie Genç, zu gedenken. 

Mittels authentischer Alltagsgegenstände könne Geschichte greifbarer gemacht und 
somit einfacher vermittelt werden. DOMiD habe über die Jahre hinweg eine bedeu-
tende Sammlung derartiger Exponate zusammengetragen, zudem ein Archiv mit Fo-
tografien und anderen Dokumenten aufgebaut. Seit 2010 werde DOMiD daher vom 
MKJFGFI gefördert, aber die Verantwortung für das Museum Selma liege beim MKW, 
mit dem man in dieser Sache aber natürlich in einem engen Austausch auf Arbeits-
ebene stehe. 

RBʼr Clemens Hues (MKW) legt dar, dass die Mittel 2019/2020 bewilligt worden 
seien, man das Projekt im Zuge der Coronapandemie aber nicht mehr so intensiv vo-
rangetrieben habe, zudem sei es zu Schwierigkeiten bei der Standortsuche gekom-
men, sodass der Erbbaurechtsvertrag zwischen DOMiD und der Stadt Köln erst 2024 
habe geschlossen werden können. Zu diesem Zeitpunkt sei dann auch der General-
planer ATELIER BRÜCKNER aktiv geworden. 

Die zu erwartenden Kosten von 77 Millionen Euro hätten die von Bund und Land ins-
gesamt in Aussicht gestellten 44,26 Millionen Euro allerdings deutlich überschritten, 
sodass Alternativen erwogen worden seien. Aktuell werde eine Umplanung am Stand-
ort Kalk geprüft, wofür man die Stadt Köln wohl stärker werde einbinden müssen. Die 
Planungen von ATELIER BRÜCKNER zielten auf eine modulare Herangehensweise 
ab, sodass man einzelne Blöcke herausnehmen könne, ohne die Grundkonzeption 
aufgeben zu müssen. 

Das Land könne entsprechend seiner Rolle als koordinierender Zuwendungsgeber 
erst dann wirklich Einfluss auf den Ablauf nehmen, wenn das Projekt gestartet sei, 
nichtsdestotrotz stehe man natürlich mit allen Partnern, insbesondere auch der Stadt 
und dem Bund, im engen Austausch. 

Volkan Baran (SPD) betont, dass seine Fraktion ein mindestens ebenso großes Inte-
resse an der Realisierung des Museums Selma habe wie die regierungstragenden 
Fraktionen, weshalb sie helfen werde, wo sie könne. Anders als Benjamin Rauer 
(GRÜNE) gehe er selbst davon aus, dass das Museum Strahlkraft weit über Köln bzw. 
das Rheinland hinaus entfalten werde, wahrscheinlich sogar eine bundesweite, darauf 
jedenfalls deuteten die Rückmeldungen der Migrantenselbstorganisationen in dieser 
Sache hin. 

Er bitte um die Beantwortung seiner bereits gestellten Frage: Was würde eine Nichtver-
längerung des Verfügungszeitraums seitens des Bundes schlimmstenfalls bedeuten? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) erwidert in Richtung ihres Vorredners, dass 
seine Partei in der Tat dabei helfen könne, das Projekt zu realisieren, indem sie sich 
nämlich dafür einsetze, dass der Haushaltsausschuss des Bundestags entsprechende 
Grundlagen schaffe und den Verfügungszeitraum verlängere. Das allerdings könnte 
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sich angesichts des Drucks, der auf allen öffentlichen Haushalten laste, schwierig ge-
stalten. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser resümiert, dass der Ausschuss ein großes Interesse 
daran habe, dass das Projekt erfolgreich abgeschlossen werde, weshalb seine Mitglie-
der sich möglichst dafür einsetzen sollten, dass der Bund die Mittel auch über Ende 
2026 hinaus zur Verfügung stelle. 
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6 Bausteine der Landesregierung zur Erhöhung der Erfolgsquote bei Rück-

führungen und Überstellungen – mit Bezug auf Top 4 aus der Sitzung des 
Integrationsausschusses vom 29.04.2026 (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [siehe Anlage 5]) 

In Verbindung mit: 

 Maßnahmen für verlässliche Rückkehrverfahren (Bericht auf Wunsch der 
Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5179 

Thorsten Klute (SPD): Wir müssen anmerken: Der Bericht kam – freundlich gesagt – 
sehr knapp, und das war nicht das erste Mal. Trotzdem haben wir die Chance genutzt, 
hineinzuschauen, und wir haben ein paar Fragen. 

(Zuruf von Benjamin Rauer [GRÜNE]) 

– Weil ich ihn links von mir höre: Ich weiß nicht, ob der Abgeordnete Rauer oder die 
Ministerin Schäffer antwortet, aber ich stelle die Fragen mal. 

(Heiterkeit) 

Auf Seite 5 des Berichts heißt es im letzten Satz des oberen Absatzes: 

„Ziel ist es, einen möglichst hohen Digitalisierungsgrad zu erreichen, um 
eine effiziente und reibungslose Kommunikation zwischen den beteiligten 
Akteuren sicherzustellen.“ 

Wir hatten im Dezember 2024 hier im Ausschuss ein Gespräch über Digitalisierung. 
Was ist geschehen, seitdem das hier auf der Tagesordnung stand? Inwiefern wurde 
das Ziel erweitert, das man hier formuliert hat und das ziemlich ähnlich klingt wie das, 
was damals war? 

Die zweite Frage bezieht sich auf die Regionalen Rückkehrkoordinationsstellen, die 
auf Seite 5 des Berichts ebenfalls erwähnt werden. Da heißt es, dass sie die zustän-
digen Behörden bei der Durchführung behördenübergreifender Fallkonferenzen und 
der Abstimmung geeigneter Maßnahmen unterstützten. Vielleicht kann man noch ein 
bisschen näher dazu ausführen, wie genau diese Unterstützung aussieht. 

Dann habe ich eine Frage zu Seite 8, die ich hier stellen muss, weil die Beantwortung 
unter TOP 3 zu den Taliban meines Erachtens nicht ausreichend war. Dort heißt es, 
die fünf Zentralen Ausländerbehörden in NRW unterstützten die 81 kommunalen Aus-
länderbehörden aktiv bei der Rückführung in zentralen Bereichen wie Passersatzbe-
schaffung, Flug- und Transportmanagement. Gilt das auch für die Kooperation mit den 
Taliban? 

Die nächste Frage bezieht sich auf Seite 9. Es fällt auf, dass es bei der freiwilligen 
Rückkehr – die für uns alle und die Betroffenen eigentlich im Mittelpunkt stehen sollte, weil 
sie die beste Form der Rückkehr ist –, gemessen am Bevölkerungsanteil, den Nordrhein-
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Westfalen an der Gesamtbevölkerung hat, nur verhältnismäßig kleine Zahlen gibt. Nord-
rhein-Westfalen stellt knapp 22 % der deutschen Bevölkerung, aber der Anteil der frei-
willigen Rückkehrer liegt nur bei 16 % oder 17 %. Woran liegt es, dass wir da im Ver-
hältnis zu anderen Bundesländern offensichtlich schwächere Zahlen haben? Wie können 
wir im Parlament mehr Unterstützung leisten, dass es bei der freiwilligen Rückkehr mehr 
Erfolge gibt und wir mindestens beim Bundesschnitt landen, vielleicht sogar darüber. 

Die vorerst letzte Frage bezieht sich auf Seite 11 unten. Da geht es um die Reintegra-
tionsunterstützung im Zuge der Rückkehr. Die Reintegrationsleistungen sind fallbezogen. 
Wie viel ist das jeweils? 

Susanne Schneider (FDP): Bei der FDP gibt es eine kurze Nachfrage: Können Sie 
das Scoringverfahren hinsichtlich der Rückführungsperspektiven von ausländischen 
Intensivtätern sowie die zugrunde liegende Datenanalyse erläutern? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Bei der FDP ist es kurz, aber manchmal 
auch sehr spannend, wie wir am letzten Wochenende erleben durften. Das aber soll 
jetzt nicht Gegenstand der Beratungen sein. 

(Susanne Schneider [FDP]: Augen auf bei der Parteiwahl!) 

– Unbedingt, da stimme ich zu. 

Ich würde gerne noch ein paar Sätze zum Thema der Kooperation mit den Taliban 
sagen wollen, weil die Entscheidung, dass Taliban in Deutschland sein dürfen, keine 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen ist. Die Bundesregierung hat diese Perso-
nen akkreditiert. Ich persönlich halte das auch für problematisch, aber sie hat nun mal 
so entschieden. In diesem Kontext muss man auch sehen, dass es auf Seite 95 des 
Koalitionsvertrags von CDU und SPD auf Bundesebene heißt: 

„Nach Afghanistan und Syrien werden wir abschieben […]“ 

Damit wurde die Spur für eine engere Zusammenarbeit gelegt. Seitens der Bundesre-
gierung wird immer gesagt, dass das nur ein technischer Austausch sei. Auf die Frage 
in einer Kleinen Anfrage im Deutschen Bundestag, was technischer Austausch be-
deute, wurde von der Bundesregierung geantwortet, dass es ein Austausch sei, der 
nicht auf politischer Ebene, aber auf Arbeitsebene stattfinde. Das heißt also, es gibt 
einen Austausch. Im Ergebnis sehen wir die Akkreditierung der beiden Vertreter der 
Taliban, die jetzt hier sind. Das ist für mich die Kernfrage dieser Debatte. Ich verstehe, 
dass Sie das sehr problematisch finden, diese Ansicht teile ich. Dem liegt aber wie 
gesagt keine Entscheidung zugrunde, die wir auf Landesebene getroffen haben. 

MRʼin Anne Seewald (MKJFGFI): Es wurde angesprochen, dass NRW bei der frei-
willigen Rückkehr verhältnismäßig geringe Fallzahlen aufweise. Das kann ich gerade 
nicht nachvollziehen, weil wir keine Übersicht, kein Ranking mit Blick auf andere Bun-
desländer haben. Der Bericht zeigt aber auf, dass die Fallzahlen steigen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Wenn ich gerade mal dazwischen darf …) 
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Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Nö. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ich kann die Zahlen nennen: 2.903 in NRW …) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herr Klute, Sie müssen warten, bis ich Ihnen das 
Wort gebe. Jetzt lassen wir erst mal die Ministeriumsvertreterin ausreden. 

MRʼin Anne Seewald (MKJFGFI): Ich glaube, Sie wollten Bezug auf die Zahlen neh-
men, die hier im Bericht zum Bund und zu NRW genannt werden. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ihre Zahlen, ja!) 

Wenn man es in ein bundesweites Ranking setzen würde, wäre NRW sicherlich sehr weit 
vorne. Hinzu kommt, dass die Zahlen steigen. Im Vergleich sieht man, dass die Rückkehr-
fälle im Jahr 2025 gegenüber 2024 vom Niveau her gestiegen sind, und zwar um 41 %. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich möchte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
es 15:26 Uhr ist. Theoretisch können wir überziehen, weil der Raum nicht belegt ist. 

(Dr. Anette Bunse [CDU]: Müssen wir aber nicht!) 

Wenn Sie aber Anschlusstermine haben oder andere Dinge vorhaben, müssen wir 
gleich gucken, wie wir weiter verfahren. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Herr Klute hatte nach Rückkehrkoordinati-
onsstellen bzw. Fallkonferenzen gefragt. Die Rückkehrkoordinationsstellen sind bei 
den fünf Bezirksregierungen angesiedelt und sorgen dafür, dass die zuständigen Be-
hörden bei behördenübergreifenden Fallkonferenzen unterstützt werden. Gerade er-
proben wir – Frau Schneider sprach es an – das Projekt „IRIS“, was ich mir bei einem 
Termin mit der Bezirksregierung Münster auch schon persönlich anschauen konnte. 
Sehr knapp zusammengefasst, geht es letztlich darum, Personen zu identifizieren, von 
denen eine hohe Sicherheitsgefahr ausgeht. Wir handeln hier also auch ein Stück weit 
im Bereich der Gefahrenabwehr, weil wir Personen identifizieren wollen, die als Inten-
sivstraftäter aufgefallen sind. Wir wollen die Ausländerbehörden bei der Rückführung 
dieser Personen unterstützen. 

Schon heute sind daran auch die Rückkehrkoordinationsstellen beteiligt. Allerdings 
fehlt es ein Stück weit an Systematik. Bei Überprüfungen ist aufgefallen, dass wir nur 
ungefähr 20 % des genannten Personenpotenzials ermitteln konnten. Über diese 
Fachanwendung und die Zusammenarbeit mit den polizeilichen Verbindungsstellen in 
den Bezirksregierungen wollen wir erreichen, dass wir mehr Personen identifizieren 
können, von denen eine Gefahr ausgeht, um dann bei der Rückführung zu unterstüt-
zen. Das ist der Kern des Projekts, das – wenn ich es richtig im Kopf habe – noch bis 
September läuft und dann ausgewertet werden wird. Dann haben wir Ergebnisse und 
können schauen, ob wir das auf weitere Zentrale Ausländerbehörden bzw. Bezirksre-
gierungen ausweiten wollen. 
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LMR Tilman Wehinger (MKJFGFI): Ein Baustein im Rahmen der Digitalisierungspro-
zesse, was den Rückführungsprozess angeht, ist das Projekt zu An- und Abwesenhei-
ten. Alle 50 Einrichtungen des Landes, bei denen das infrage kommt, sind an ein An- 
und Abwesenheitssystem angeschlossen, das heißt, dass die An- und Abwesenheits-
daten der Bewohnenden automatisch in die Fachverfahren des Landes einlaufen. Da-
von gibt es zwei, zum einen DiAs und zum anderen ZAB.NRW. Somit können wir heute 
digital nachverfolgen, ob eine Person anwesend ist oder nicht. Die Basisversion ist 
inzwischen in Betrieb, wobei wir gleichzeitig an ihrer Weiterentwicklung arbeiten, so-
dass wir mittels der Daten, die wir über diese Schnittstelle bekommen, auch weitere 
Prozesse steuern können, etwa was längere Abwesenheiten und damit verbundene 
aufenthaltsrechtliche Vorgänge angeht. 

Thorsten Klute (SPD): Eine Sache müssen wir noch aufarbeiten, weil ich möglicher-
weise etwas falsch verstanden habe. Nehmen wir uns den ersten Absatz auf Seite 11 
vor, in dem es um die Zahlen zur freiwilligen Rückkehr geht. Ich habe prozentual aus-
gerechnet, wie die Entwicklung im Vergleich zum Bundesschnitt ist. Im Jahr 2024 gab 
es 2050 freiwillige Rückkehrer aus NRW und 10.358 bundesweit; das macht für NRW 
einen Anteil von rund 19,8 % am Bund insgesamt aus. 

(Zuruf von Benjamin Rauer [GRÜNE]) 

– Möchte Herr Rauer jetzt für mich sprechen? Ansonsten mache ich weiter. – Für 2025 
beläuft sich dieser Anteil auf rund 17,5 % und bis Ende April 2026 auf rund 14,6 %. 
Wenn ich richtig gerechnet habe, ist das ein Rückgang. Es mag ja sein, dass die ab-
soluten Zahlen bei der freiwilligen Rückkehr gestiegen sind, aber andere Bundesländer 
scheinen uns zunehmend davonzulaufen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): An der Nachfrage wird deutlich, dass auch 
Sie der freiwilligen Rückkehr eine hohe Bedeutung beimessen. Diese Einschätzung 
teilen wir, weil das die humanste Art der Rückkehr ist. Das ist völlig klar, und somit sind 
wir hier sehr nah beieinander. 

Ich finde aber, dass es nicht so sehr darum geht, nach hinten zu schauen. Wichtig ist, wo 
wir gerade stehen, auch mit dem, was wir in Sachen Rückkehrberatung fördern. Die 
Perspektive nach vorne besteht darin, dass wir die Zahlen, den Anteil steigern wollen. 

Ich möchte gerne darauf hinweisen, wie der Stand bei der Rückkehrberatung ist: Es 
gibt an 54 Standorten entsprechende Beratungen durch nicht staatliche Beratungsstel-
len der Freien Wohlfahrtspflege. 46,25 Vollzeitäquivalente sind als Planstellen förder-
fähig, davon sind insgesamt über 40 Vollzeitäquivalente besetzt. Ich finde, dass das 
sehr hohe Zahlen sind. Das ist wichtig, weil wir Personal brauchen, um diese Rück-
kehrberatung machen zu können. Schließlich braucht es jemanden, der das durch-
führt. Hier ist die Stellenbesetzungsquote also gut. 

Mit dem Maßnahmenpaket von September oder Oktober 2024 konnten weitere Stellen 
bereitgestellt werden, und zwar 24,5 zusätzliche Personalstellen bei den ZABs, von 
denen aktuell 20,85 Vollzeitäquivalente besetzt sind. Wir befinden uns bei den ZABs 
also in einem sukzessiven Ausbau. Ich finde, dass das erst mal eine gute Nachricht ist. 
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7 Aktueller Sachstand zu Zugängen, Zuweisungen, Unterbringung und Ver-

sorgung von geflüchteten Menschen in Nordrhein-Westfalen (regelmäßige 
Berichterstattung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5177 

– keine Wortbeiträge 
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8 Verschiedenes 

hier: Sitzungstermine Januar – Mai 2027 (Tischvorlage siehe Anlage 6) 

Im Ausschuss erhebt sich kein Widerspruch gegen die in der 
Tischvorlage vorgeschlagenen Sitzungstermine. 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

6 Anlagen 
24.06.2026/30.06.2026 
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2) Gleichzeitig bietet sie Auswertungsmöglichkeiten über die 

Analystenrolle:

Analyse der Lebenssituation und Bedarfe der ratsuchenden 

Personen

Sichtbarmachung positiver Integrationsverläufe und Wirksamkeit 

von KIM

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Stammdaten Bedarfe Vermerke Wiedervorlagen Vorgangsinformationen 

Persönliche Angaben Persönliche Angaben 
Aufenthalt/Rechtliches 

Persönliche Daten 
Kinderversorgung 

Wohnsituation Name 

Mustermann 
Lebensunterhalt 

Arbeitssituation Geburtsdatum 

22.05.2014 
Bildung/Ausbildung 

Datum Erstberatungsgespräch 
Sprachkompetenz 

Mobilität 05.05.2026 

Teilhabe 

3

ZENTRALE FUNKTIONEN UND MEHRWERT

KIM-Datenbank

Zentrale Funktionen

I Systematische Erfassung relevanter Stammdaten

I Dokumentation von Bedarfen wie Wohnen, Sprache, Arbeit, Aufenthalt 

Zielvereinbarungen als PDF für Transparenz und Verbindlichkeit 

I Vermerke zur Nachvollziehbarkeit von Schritten und Entscheidungen 

I Fallübergabe und Vertretung innerhalb geregelter Zugriffsgruppen 

Mehrwehrt für KIM-Case Management und Klient:innen

I Bessere Orientierung bei längeren Fallverläufen 

I Mehr Sicherheit bei Vertretung, Krankheit, Urlaub oder Stellenwechsel 

I Für Klient:innen: 

weniger Wiederholungen, Transparenz durch klare nächste Schritte 

verlässlichere, nachvollziehbare und kontinuierliche Begleitung 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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HARD-FACTS-BETRIEB

Betriebsverantwortung und Sicherheit

Die Betriebsverantwortung liegt 

beim Ministerium für Kinder, 

Jugend, Familie, Gleichstellung, 

Flucht und Integration des 

Landes NRW (MKJFGFI NRW).

Die Datenbank KIM wird in der 

Hochsicherheitsinfrastruktur 

des Rechenzentrums von 

IT.NRW betrieben. IT.NRW ist 

der IT-Dienstleister des Landes 

NRW. Das Hosting erfolgt in 

Deutschland.

Die Zugriffsrechte werden 

dezentral innerhalb der 

Anwendung verwaltet. Die 

Anmeldung an das System 

erfolgt mittels einer Zwei-

Faktor-Authentifizierung (2FA).

Zugriffe auf das System werden 

innerhalb des Systems aus 

Sicherheits- und Datenschutz-

gründen protokolliert.

Web-Anwendung IT-Sicherheit / Datenschutz

Landtag Nordrhein-Westfalen
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* * 
Admin Analyst 
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r Gruppe 1: Kreis / kreisfreie Stadt ---. 

* * Admin 
Koordination Datenschutz 

1-* * Analyst 
Vertretung 

Case Case 

Management Management 

Vorgänge Vorgänge

Untergruppe 1A 

* * 
Koordination Datenschutz 

* 

Case 

.41- -1. 
Vertretung 

* 
Case 

Management Management 

Vorgänge Vorgänge) 

r Gruppe 2 -.. 

 J 

Untergruppe 1B Untergruppe 1C 

5

RECHTE- UND ROLLENKONZEPT

KIM-Datenbank

Klare Rechte und Rollen 

Unterschiedliche Ebenen und Rollen haben unterschiedliche Rechte. 

Rollen in der KIM-DB

I Administration: Verwaltet Benutzerkonten, Rollen und 

Berechtigungen; kann Zugänge anlegen, ändern und sperren.

I Case Management: Legt Fälle an, bearbeitet und dokumentiert sie; 

Zugriff grundsätzlich auf zugewiesene Fälle.

I Koordination: Hat lesenden Zugriff im Zuständigkeitsbereich 

(eigene Gruppe/ oder eigene Untergruppe) und kann Vertretungen 

einrichten.

I Analyst: Sieht aggregierte und anonymisierte Auswertungen; kein 

Zugriff auf personenbezogene Einzelfälle.

I Datenschutz: Prüft Protokollierung und datenschutzkonforme 

Nutzung; Einzelfallzugriff bei konkretem Prüfbedarf.
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QUALITÄTSENTWICKLUNG

KIM-Datenbank

Austausch- und Schulungsformate

I Coffee-Lectures

I Schulungen für Koordination, Case Management und 

Analystenrolle

I Schulungen zur Datenqualität

Austausch und Support über NRW-Connect Extern

I Anleitungen und erste Schritte zur Nutzung der KIM-DB

I Präsentationen aus den Schulungen 

I FAQ-Liste und Forum für Fragen (Antworten durch MKJFGFI)

I Bug-Liste (hier werden Fehler in der Anwendung gemeldet)

I Improvement-Liste (Vorschläge zur Weiterentwicklung der 

Datenbank)

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen W 

Analyse: KIM-Datenbank
Stichtag: 01.05.2026
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AKTUELLER IMPLEMENTIERUNGSSTAND DER KIM-DATENBANK

Roll-out und Nutzungsgrad der KIM-Datenbank

I Am 20.05.2025 startete die erste KIM-Kommune mit der aktiven 

Nutzung der KIM-Datenbank. Seither erfolgt der sukzessive Roll-

out: Neben den 53 Kreisen und kreisfreien Städten sowie der 

Städteregion Aachen werden bedarfsorientiert auch kreis-

angehörige Kommunen sowie Träger der Freien Wohlfahrtspflege 

angebunden. 

I Da die Fallanlage prozessbegleitend erfolgt, befindet sich der 

Datenbestand derzeit noch im Aufbau. Die aktuellen Zahlen stellen 

daher noch keine vollumfängliche Abbildung aller Klient:innen dar. 

Zum Auswertungsdatum (01.05.2026) wurden bereits 15.687 

Vorgänge erfasst.

Stichtag: 01.05.2026

Landtag Nordrhein-Westfalen
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Geschlecht (Stichtag: 01.05.2026)

Vorgänge in Klärung: 1.194

Aktive Vorgänge: 12.756

Pausierte Vorgänge: 496

Abgebrochene Vorgänge: 815

Geschlossene Vorgänge: 426

Gesamt: 15.687

Hinweis: Archivierte und gelöschte Vorgänge 

sind in dieser Auflistung nicht enthalten.
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Vorgangsart (Stichtag: 01.05.2026)

Gesamt: 15.687

1308

4472

9907

0

2000

4000

6000

8000

10000

12000

Kurzberatung Case Management

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 47 -
 

APr 18/1241
 Anlage 1, Seite 10 



Kommunales 

INTEGRATIONS 
I=MZZ] Management I z 

1 
11

BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Die 10 häufigsten Herkunftsländer (Stichtag: 01.05.2026)
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Die 10 häufigsten Herkunftsländer nach Geschlecht (Stichtag: 01.05.2026)
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Aufenthaltsstatus (Stichtag: 01.05.2026)
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Gesamt: 15.687
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Sprachkenntnis, deutsch (Stichtag: 01.05.2026)

2770

6546
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992
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Sprachkenntnisse

Geringe

Sprachkenntnisse
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Sprachkenntnisse

Sehr gute

Sprachkenntnisse

Kein Eintrag
Gesamt: 15.687

Geringe Sprachkenntnisse = A1, A2

Gute Sprachkenntnisse = B1, B2

Sehr gute Sprachkenntnisse = C1, C2
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Arbeitsstatus (Stichtag: 01.05.2026)

1370

5483

2314

4031

1638

849
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Personen mit Erwerbsabsicht Erwerbstätige

Personen

Personen ohne

Erwerbsabsicht

Keine

Arbeitserlaubnis

Keine Angabe

Arbeitsstatus Anzahl In %

Schule, Ausbildung, Studium 1.370 8,73 %

Personen mit Erwerbsabsicht (aktiv 

arbeitssuchend, Erwerbstätigkeit angestrebt)
7.787 49,64 %

Erwerbstätige Personen (Vollzeit, Teilzeit und 

geringfügige Beschäftigung)
4.031 25,7 %

Personen ohne Erwerbsabsicht 

(Erwerbstätigkeit nicht angestrebt, Rente)
1.638 10,44 %

Keine Arbeitserlaubnis 849 5,41 %

Keine Angabe 2 0,01 %

Gesamt 15.687

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 52 -
 

APr 18/1241
 Anlage 1, Seite 15 



Kommunales 

INTEGRATIONS 
Management I z 

1 1 1 II 

■ 

■ 

■ 

16

BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Arbeitsstatus und Geschlecht (Stichtag: 01.05.2026)

Gesamt: 15.687
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Anzahl der Vorgänge nach Arbeitsstatus und Sprachkenntnis, deutsch (Stichtag: 01.05.2026)

Gesamt: 15.687
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Gesamt: 78.012

Anzahl der Beratungskontakte nach Kommunikationskanal seit Implementierung KIM-DB (Stichtag: 01.05.2026)
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Gesamt: 25.075

Anzahl der Bedarfsarten in Bezug auf alle Bedarfe – NRW (Stichtag: 01.05.2026)
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Gesamt: 805

Anzahl der Bedarfsarten in Bezug auf alle Bedarfe einer ausgewählten kreisfreien Stadt (Stichtag: 01.05.2026)
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BESTANDSANALYSE: KIM-DATENBANK

Gesamt: 1.141

Anzahl der Bedarfsarten in Bezug auf alle Bedarfe eines ausgewählten Kreises (Stichtag: 01.05.2026)
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VOLKAN BARAN MD1L 
Integrationspolitischer Sprecher 
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O 

spdfraktionnrw

spd_fraktion_nrw

spd-fraktion.nrw

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

AnAn

Herr

Dr. Gregor Kaiser (MdL)

Vorsitzender des Ausschusses für Integration 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

T 0211.884-2264

volkan.baran@landtag.nrw.de

www.spd-fraktion-nrw.de

Düsseldorf, 19. Mai 2026

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Integrationsausschusses am 3. Juni 2026 

Thema: Einbindung von durch die Taliban entsandten Vertretern in Rückführungsverfahren 

afghanischer Staatsangehöriger

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

nach Recherchen des ZDF Magazin Royale soll am 17. April 2026, unter Mitwirkung von Bundes- und 

Landesbehörden, ein Vertreter des afghanischen Generalkonsulats Bonn, der dem Taliban-Regime 

zugerechnet wird, in Räumlichkeiten der Bonner Außenstelle des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 

an Verfahren zur Identifizierung afghanischer Staatsangehöriger beziehungsweise zur Vorbereitung von 

Abschiebungen beteiligt gewesen sein. Nach der Berichterstattung erfolgten diese Vorgänge im 

Zusammenhang mit bundespolizeilichen beziehungsweise bundesbehördlichen Maßnahmen1. Zugleich liegt 

der Standort in Nordrhein-Westfalen, und Abschiebungsverfahren werden regelmäßig in einem 

Zusammenwirken von Bundes- und Landesbehörden sowie kommunalen Ausländerbehörden vorbereitet.

Gerade vor dem Hintergrund, dass auch in Nordrhein-Westfalen eine große Zahl afghanischer 

Staatsangehöriger lebt und integrations- sowie aufenthaltsrechtliche Verfahren häufig eine Mitwirkung mit 

Heimatbehörden berühren, ergibt sich ein erhebliches öffentliches Interesse an Transparenz und Klarheit 

über mögliche Verbindungen staatlicher Stellen zu Taliban-Vertretern. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1.1. In wie vielen Fällen wurden seit dem 1. Januar 2025 afghanische Staatsangehörige aus Nordrhein-

Westfalen zur Identitätsklärung, Passersatzpapierbeschaffung oder sonstigen 

Mitwirkungshandlungen gegenüber afghanischen konsularischen Stellen aufgefordert, durch 

1 https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr/taliban-deutschland-afghanistan-100.html
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welche Behörden erfolgten diese Aufforderungen, und wie viele der hiervon betroffenen Personen 

wurden anschließend tatsächlich abgeschoben?

2.2. Waren nordrhein-westfälische Landesbehörden, Zentrale Ausländerbehörden oder kommunale 

Ausländerbehörden an der Vorbereitung, Zuführung, Datenübermittlung oder organisatorischen 

Durchführung solcher Termine beteiligt, insbesondere im Zusammenhang mit Vorgängen in der 

BAMF-Außenstelle Bonn oder an nordrhein-westfälischen Behördenstandorten?

3.3. Welche personenbezogenen Daten von in Nordrhein-Westfalen lebenden afghanischen 

Staatsangehörigen wurden nach Kenntnis der Landesregierung im Rahmen solcher Verfahren an 

Bundesbehörden, konsularische Stellen oder Vertreter des afghanischen Generalkonsulats Bonn 

übermittelt, und welche datenschutzrechtlichen Prüfungen oder Schutzmaßnahmen wurden dabei 

vorgenommen?

4.4. Wie bewertet die Landesregierung die möglichen Sicherheits- und Einschüchterungsrisiken für 

afghanische Staatsangehörige in Nordrhein-Westfalen, wenn von den Taliban entsandte Vertreter 

in behördliche Verfahren eingebunden werden?

5.5. Welche Auswirkungen haben mögliche Kontakte mit Taliban-Vertretern auf die 

Mitwirkungspflichten von afghanischen Staatsangehörigen in aufenthaltsrechtlichen Verfahren in 

Nordrhein-Westfalen?

Mit freundlichen Grüßen

Volkan Baran MdL
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Die Fraktion 

VOLKAN BARAN MD1L 
Integrationspolitischer Sprecher 
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O 

spdfraktionnrw

spd_fraktion_nrw

spd-fraktion.nrw

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

AnAn

Herr

Dr. Gregor Kaiser (MdL)

Vorsitzender des Ausschusses für Integration 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

T 0211.884-2264

volkan.baran@landtag.nrw.de

www.spd-fraktion-nrw.de

Düsseldorf, 19. Mai 2026

Beantragung eines schriftlichen Berichts der Landesregierung zur Sitzung des 

Integrationsausschusses am 03.06.2026

Thema: Sachstand Ausländerbehörden: Was ist seit April 2025 passiert?

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

hiermit beantrage ich im Namen der SPD-Fraktion im Landtag NRW folgenden schriftlichen Bericht 
für die Sitzung des Ausschusses für Integration am 03.06.2025:

Berichterstattungen aus den Kommunen weisen immer wieder auf Missstände in den 
Ausländerbehörden hin. In Duisburg hat eine junge Frau zeitweise ihre Arbeitsgenehmigung 
verloren, weil sie nicht rechtzeitig eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten hat (vgl. WDR vom 
8.10.20251); in Wuppertal kam es zu Protesten von Betroffenen gegen die Zustände in den 
Ausländerbehörde (vgl. WDR vom 23.1.20262); in Düsseldorf sickernten interne Dokumente über 
Missstände in der Behörde an die Öffentlichkeit (vgl. nrz vom 29.9.20253). 

Die Kritik ist nicht neu: Bereits im Jahr 2023 berichteten die Medien über die langen Warte- und 
Bearbeitungszeiten in den Ausländerbehörden.4 Mit der Novellierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts im Jahre 2024 wurde ein zusätzlicher Anstieg der Antragszahlen 
prognostiziert. In einer Pressemeldung des WDR vom 07.02.2025 heißt es, dass die dafür 
bereitgestellten Mittel „wenn überhaupt“ nur für eine zusätzliche Arbeitskraft pro betroffene 

1 https://www1.wdr.de/nrw/ruhrgebiet/Syrerin_verliert_Job_wegen_ueberlasteter_Behoerde100.html
2 https://www1.wdr.de/nrw/rheinland/gutachten-fuer-wuppertaler-auslaenderamt-100.html
3 https://www.nrz.de/lokales/duesseldorf/article410114743/mitarbeiter-kritisieren-auslaenderbehoerde-soso-

reagiert-die-stadt.html
4 https://rp-online.de/nrw/landespolitik/auslaenderbehoerde-nrw-keine-statistik-zuzu-langen-wartezeiten_aid-88116173
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Behörde ausreichen. Auch im Bericht von Ministerin Paul vom 17.05.2023 wird der Mangel an 
Fachkräften hervorgehoben und auf die Eigenverantwortung der Kommunen verwiesen, wodurch 
die Verantwortung der Akquise weitgehend auf die Kommunen selbst verlagert wird.5 Die 
Kommunen fühlen sich unterdessen vom Land alleingelassen. 

Wir haben vor einem Jahr bereits im Rahmen einer Berichtsanfrage die Landesregierung gefragt, 
was sie zur Unterstützung der Ausländerbehörden unternimmt. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um die Beantwortung folgender Fragen:

1.1. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung seit April 2025 ergriffen, um die 

Ausländerbehörden in NRW zu unterstützen? 

2.2. Welche dieser Maßnahmen hat zu einer erkennbaren Verbesserung der Situation in den 

Ausländerbehörden geführt? Wie wurden diese Verbesserungen gemessen? 

3.3. Wie viele der Stellen, die die Landesregierung im Rahmen von KIM den Ausländerbehörden 

zur Verfügung stellt, sind aktuell besetzt und wie viele Stellen sind unbesetzt? Bitte nach 

Kommune und Stellenanteil auflisten. 

4.4. Falls weiterhin keine statistisch verwertbaren Datenerhebungen durchgeführt wurden (laut 

Bericht der LR vom 17.5.2023): Wie kann ohne diese Daten und damit folglich ohne ein 

klares Bild vom aktuellen Stand eine zielgerichtete Unterstützung der Kommunen sowie eine 

realistische Einschätzung des Mehrbedarfs an Personal erfolgen?

5.5. Wie lange ist die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von Anträgen in den 

Ausländerbehörden und wie lang sind die Wartezeiten für Termine vor Ort, insbesondere für 

Aufenthaltsgenehmigungen und Einbürgegerungsersuche?

6.6. Wurden und werden Schulungen zur Umsetzung des neuen Staatsangehörigkeitsrechts für 

die Mitarbeitenden in den Ausländerbehörden durchgeführt? Wenn ja, in welchem Umfang?

7.7. In welchem Umfang erfolgt ein Austausch zwischen den Ausländerbehörden und dem 

zuständigen Ministerium zu aktuellen Herausforderungen in den Ausländerbehörden und 

welcher Personenkreis nimmt an diesen Treffen teil? 

Mit freundlichen Grüßen

Volkan Baran 

5 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA18-260.pdf
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Düsseldorf, 19. Mai 2026

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Integrationsausschusses am 3.6.2026

Thema: Sachstand zum Projekt „Museum Selma“ in Köln

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

das geplante Migrationsmuseum „Museum Selma“ ist ein bundesweit einmaliges Projekt mit 

großer Strahlkraft und überregionaler Bedeutung. Es schließt eine wichtige Lücke in der deutschen 

Erinnerungskultur und macht die vielfältigen Geschichten der (post-)migrantischen Gesellschaft 

sichtbar. Die einzigartige Sammlung des Dokumentationszentrums und Museums über die 

Migration in Deutschland (DOMiD e.V.) umfasst die bundesweit größte Sammlung sozial-, kultur-

und alltagsgeschichtlicher Zeugnisse dieser Migrationsgeschichte. Das geplante Museum SELMA 

soll diese Einwanderungsgeschichte erlebbar machen und die Migrationsgeschichte als 

selbstverständlichen Teil deutscher Geschichte etablieren. Für dieses Vorhaben haben Bund und 

Land rund 44 Millionen Euro zugesagt.

Aktuell befindet sich das Projekt in Köln in einer Phase grundlegender Umplanungen. Ursprünglich 

war die Realisierung am Standort Köln-Kalk vorgesehen. Aufgrund erheblich gestiegener Baukosten 

sowie zusätzlicher Sanierungsbedarfe wurde zwischenzeitlich eine Verlagerung in die Kölner 

Innenstadt geprüft. Diese Planungen wurden inzwischen wieder verworfen, unter anderem 

aufgrund vergabe- und förderrechtlicher Risiken. Stattdessen wird derzeit eine deutlich reduzierte 

Umsetzung am ursprünglichen Standort in Köln-Kalk geprüft.

Vor dem Hintergrund der erheblichen Bedeutung des Projekts für die Darstellung der 

Migrationsgeschichte, für die kulturelle Infrastruktur sowie für die Entwicklung des Stadtteils Kalk 

und unter Berücksichtigung der erheblichen öffentlichen Fördermittel von Bund und Land ergeben 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 63 -
 

APr 18/1241
 Anlage 4, Seite 1 



SPD NRW 
Die Fraktion 

sich zentrale Fragen zum aktuellen Sachstand und weiteren Vorgehen. Zudem zeigt sich auch in der 

Zivilgesellschaft ein breites Interesse an einer angemessenen Realisierung des Projekts. So wird in 

einer aktuell laufenden Petition, die sich auch an Ministerin Schäffer richtet, gefordert, das 

Deutsche Museum für Migrationsgeschichte ausreichend zu finanzieren und in seiner 

ursprünglichen Bedeutung zu sichern.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1.1. Wie ist der aktuelle Sachstand bei Planung, Finanzierung und Umsetzung des Museums 

Selma in Köln?

2.2. Teilt die Landesregierung die Einschätzung von DOMiD, dass das Museum Selma eine 

Institution von nationalem Rang und ein bundesweit bedeutsamer Ort für 

gesellschaftlichen Zusammenhalt ist, und welche Konsequenzen zieht sie aus ihrer 

Einschätzung für den Umgang mit der weiteren Finanzierung des Projekts?

3.3. Welche Rolle übernimmt das Land Nordrhein-Westfalen aktuell im weiteren Planungs- und 

Entscheidungsprozess, insbesondere hinsichtlich der Freigabe von Fördermitteln und der 

Abstimmung mit Bund, Stadt Köln und dem Träger DOMiD?

4.4. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass die bereits zugesagten Fördermittel des Landes 

und des Bundes weiterhin zweckentsprechend eingesetzt werden können und ein Scheitern 

des Projekts vermieden wird?

5.5. Welche Gründe sind der Landesregierung für die Verzögerungen und Kostensteigerungen 

bekannt und welche Rolle hat sie bei der Prüfung der Kostenentwicklung, der 

Förderfähigkeit und möglicher Nachfinanzierungen des Museums Selma übernommen? 

Mit freundlichen Grüßen

Volkan Baran MdL
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Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Integrationsausschusses am 3. Juni 2026 

Thema: Bausteine der Landesregierung zur Erhöhung der Erfolgsquote bei Rückführungen

und Überstellungen – mit Bezug auf Top 4 aus der Sitzung des Integrationsausschusses vom 

29.04.2026

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

in der Sitzung des Integrationsausschusses am 29.0.04.2026 haben wir unter Tagesordnungspunkt 4 („Zugriff 

auf Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen des Landes“) mit Bezug auf die Erfolgsquote von 

Rückführungen und Überstellungen gefragt: „Was sind die anderen Bausteine, mit denen das Land im 

Moment arbeitet, um die Quote zu erhöhen?“ (Zitat Lisa Kapteinat, Ausschussprotokoll vom 29.4.2026, S.26) 

Daraufhin antwortete Ministerin Schäffer: „Es gibt gerade sowohl innerhalb des Ministeriums als auch auf 

Bund-Länder-Ebene verschiedene Arbeitsgruppen dazu. Ich würde vorschlagen, dass wir dazu für die nächste 

Sitzung einen ausführlicheren Bericht erstellen, um die einzelnen Punkte durchgehen zu können.“ 

(Ausschussprotokoll vom 29.04.2026, S. 26). Die Abteilungsleiterin Frau Holzberg nickte laut 

Ausschussprotokoll zustimmend. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um den von ihr selbst vorgeschlagenen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Integrationsausschusses am 3.06.2026. 

Mit freundlichen Grüßen

Volkan Baran MdL
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Sitzungen des Integrationsausschusses im Jahr 
2027 

Tischvorlage zur Sitzung des 
Integrationsausschusses am 3. Juni 2026 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 67 -
 

APr 18/1241
 Anlage 6, Seite 1 



Sitzungen des Integrationsausschusses in der ersten Jahreshälfte 2027 

13. Januar 2027 

17. Februar 2027 (Bedarfstermin) 

3. März 2027  
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El 

El 

Terminplan 2027 
- 1. Jahreshälfte - 

Mo Di Mi Do Fr Sa So 

Januar 1 2 3 
Weihnachtsferien bis 06.01. 

sitzungsfrei 

4 5 6) 7 8 9 10 sitzungsfrei 

11 12 13 14 15 16 17 Sitzung 13.01. 

18 19 20 21 22 23 24 Sitzungswoche 

25 26 27 28 29 30 31 Sitzungswoche 

Februar 1 2 3 4 5 6 7 sitzungsfrei 

8 9 10 11 12 13 14 sitzungsfrei 

15 16 17 18 19 20 21 Bedarfstermin 17.02. 

22 23 24 25 26 27 28 Sitzungswoche 

März 1 2 3 4 5 6 7 Sitzung 03.03. 

8 9 10 11 12 13 14 Sitzungswoche 

15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

(22 23 24 25 26 27 28 
Osterferien 22.03. - 03.04. 

sitzungsfrei 

29 30 31  

April 1 2 3) 4 sitzungsfrei 

5 6 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche 

19 20 21 22 23 24 25 Landtagswahl 

26 27 28 29 30  Sitzungswoche 

Mai 1 2 Sitzungswoche 

3 4 5 6 7 8 9 Sitzungswoche 

10 11 12 13 14 15 16 
Sitzungswoche 

Konstituierende Sitzung 
*Beginn 14:00 Uhr

(17) 18 19 20 21 22 23 
Pfingsten 17.05. 

sitzungsfrei 

24 25 26 27 28 29 30 Sitzungswoche 

31  

Juni  1 2 3 4 5 6 Sitzungswoche

7 8 9 10 11 12 13 Sitzungswoche

14 15 16 17 18 19 20 Sitzungswoche

21 22 23 24 25 26 27 Sitzungswoche

28 29 30  Sitzungswoche
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r 1 
L J 

& = Plenarsitzungstage  () = Schulferien 

Terminplan 2027 
- 2. Jahreshälfte -

Mo Di Mi Do Fr Sa So 

Juli  1 2 3 4 Sitzungswoche 

5 6 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche

(19 20 21 22 23 24 25 
Sommerferien 19.07. - 31.08. 

sitzungsfrei

26 27 28 29 30 31 sitzungsfrei

August 1 sitzungsfrei 

2 3 4 5 6 7 8 sitzungsfrei 

9 10 11 12 13 14 15 sitzungsfrei 

16 17 18 19 20 21 22 sitzungsfrei 

23 24 25 26 27 28 29 sitzungsfrei 

30 31)  sitzungsfrei

September  1 2 3 4 5 sitzungsfrei 

6 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche 

20 21 22 23 24 25 26 Sitzungswoche 

27 28 29 30  

Oktober  1 2 3 Sitzungswoche

4 5 6 7 8 9 10 Sitzungswoche

11 12 13 14 15 16 17 Sitzungswoche

18 19 20 21 22 (23 24 
Sitzungswoche 

Herbstferien 23.10. - 06.11. 

25 26 27 28 29 30 31 sitzungsfrei

November 1 2 3 4 5 6) 7 sitzungsfrei

8 9 10 11 12 13 14 Sitzungswoche

15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

22 23* 24 25 26 27 28 
Sitzungswoche 
*Beginn 15:00 Uhr 

29 30  Sitzungswoche 

Dezember   1 2 3 4 5 

6 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche 

20 21 22 23 (24 25 26 
Weihnachtsferien 

24.12. - 08.01. 
sitzungsfrei 

27 28 29 30 31  sitzungsfrei 
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